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Srankreich und Bolen 


Die Spannungen, die in den letzten Jahren zwiſchen Frankreich und Polen beſtanden, 
ſind heute im weſentlichen behoben. Die Frage des franzöſiſchen Kapitals in Polen iſt 
liquidiert; von der unfreundlichen Behandlung der polniſchen Emigranten in Frankreich 
iſt kaum noch die Rede. Auf handelspolitiſchem Gebiet iſt eine Einigung zuſtande 
gekommen, und hinſichtlich der Finanzierung der großen polniſchen Inveſtitionspläne hat 
Frankreich ein die polniſchen Erwartungen einigermaßen befriedigendes Entgegenkommen 
bewieſen. Auf politiſchem Gebiet haben die Beſprechungen, die Marſchall Rydz⸗Smigly 
während ſeines Beſuches in Frankreich gehabt hat, und die wiederholten Unterredungen 
des Oberſten Beck mit dem franzöſiſchen Außenminiſter Delbos zu einer gewiſſen Klärung 
der Lage geführt. Unter dieſen Umſtänden hat Delbos Anfang Dezember ſeine 
Rundreiſe zu den Bundesgenoſſen Frankreichs im öſtlichen Mitteleuropa in dem 
Bewußtſein antreten können, die Verärgerungen, die die Politik feiner Vorgänger 
Barthou und Laval in Polen hervorgerufen hatte, überwunden und den Wünſchen, die er 
in Warſchau vorzutragen gedachte, genügend vorgearbeitet zu haben, eine optimiſtiſche 
Auffaſſung, die der polniſche Botſchafter in Paris, Lukaſiewicz, auf einer Berz 
anſtaltung franzöſiſcher Parlamentarier mit den Worten beſtätigt hat, daß die Politik 
der Regierungen, denen Delbos bisher angehört hat, alle Zweifel und Mißver⸗ 
ſtändniſſe gelöſt habe, „die einen Schatten auf den wahren 
Charakter der polniſch⸗franzöſiſchen Beziehungen, auf ihre 
Beſtändigkeit und unerſchütterliche Solidarität zu werfen 
ſchienen“. 

Man kann feſtſtellen, daß ſich im Laufe der letzten Monate eine vorſichtige Wand⸗ 
lung der franzöſiſchen Außenpolikik angebahnt hat, die gewiſſe 
Möglichkeiten einer neuerlichen Vertiefung und Feſtigung der 
franzöfiſch⸗polniſchen Beziehungen bietet. Dieſe Beziehungen haben 
ſeit mehreren Jahren im Schatten der Zuſammenarbeit zwiſchen Frank⸗ 
reich und Sowletrußland geſtanden. Frankreich hat damals, als Barthou nach 
Moskau fuhr, geglaubt, den aufſäſſig gewordenen polniſchen Vaſallen durch ein Zu⸗ 
ſammengehen mit der Sowjetmacht erſetzen und ſeinen Wünſchen wieder gefügig machen 
zu können. Weder das eine noch das andere iſt ihm gelungen. Es hat durch ſeine oſten⸗ 
tative Zuneigung zu Moskau vielmehr nur die Verſelbſtändigungstenden⸗ 
zen der polniſchen Außenpolitik, die ſich durch den Gewaltverzichtspakt mit 
Deutſchland Luft zu ſchaffen gewußt hat, verſtärkt. Polens Stellung 
gegenüber Frankreich hat ſich gefeſtigt, obwohl ſelbſt in der 
Zeit der tiefſten Verſtimmung niemals ein Zweifel darüber 
beſtanden hat, daß das aus der Verſailler Atmoſphäre ftam: 
mende Bündnis mit Frankreich nach wie vor die unentbehrlichſte 
und ſicherſte Grundlage der polniſchen Außenpolitik ift. „Die 
polniſch⸗franzöſiſche Freundſchaft“, fo hat der „Goniec Warſzawſki“ die gegenwärtige 
Lage charakteriſiert, „hat ihre Prüfung in den ſchwerſten Zeiten beſtanden. Sie iſt durch 
die vorübergehende Welle der Illuſionen bezüglich der Sowjets, die man 
in Frankreich gehegt hat, nicht ausgelöſ cht worden, wie ſie auch nicht durch den 
germanophilen Flirt geſchwächt worden iſt, den ein gewiſſer Teil des Sanie⸗ 
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rungslagers in Polen getrieben hat. Heute find diefe Erſcheinungen in Frankreich wie 
in Polen in der Liquidation begriffen. Es haben diejenigen Politiker die Stimme wieder 
erlangt, die an die ewige Dauer und den Erfolg des polniſch-franzöſiſchen Bündniſſes 
glauben. 

Frankreich iſt an ſeinem bolſchewiſtiſchen Bundesgenoſſen 
irre geworden. Die Erfüllung der großen Hoffnungen, die es auf die diplomatiſche 
und militäriſche Ulnterſtützung durch Moskau geſetzt hatte, ſcheint ihm problematiſch 
geworden zu ſein. Das iſt es, was die franzöſiſche Außenpolitik dazu veranlaßt hat, 
den lange vernachläſſigten Bündniffen mit den Staaten des 
öſtlichen Mitteleuropa wieder eine ſorglichere Pflege zuteil 
werden zu laſſen und den Verſuch einer Erneuerung des alten, in Verſailles 
begründeten Syſtems einer unmittelbaren Einkreiſung des Deutſchen Reiches in die Wege 
zu leiten. Das muß der franzöſiſchen Außenpolitik um ſo dringlicher ſcheinen, als ihre 
Zuſammenarbeit mit Moskau die Anziehungskraft der deutſch⸗ 
italieniſchen Intereſſengemeinſchaft auf gewiſſe öſtliche oder 
beffer: ſüdöſtliche Staaten fühlbar geftärf£ hat. Wenn die Abwendung 
von Moskau Erfolg haben ſoll, bedarf die franzöſiſche Außenpolitik auch der Zu⸗ 
ftimmung Polens. Es läßt fih nun aber nicht überſehen, daß in einigen bedeutſamen 
Fragen alte Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Frankreich und 
Polen beſtehen, die weniger die unmittelbaren Beziehungen der beiden Staaten zu 
einander als die Beziehungen der beiden Bundesgenoſſen zu dritten Staaten betreffen. 

1. Frankreich hält trotz wachſender Bedenken an feinem Bünd⸗ 
nis mit der Sowjetunion feſt. Es iſt daher eine offenſichtliche Uebertreibung, 
wenn der „Wieczor Warſzawſki“ geſchrieben hat, der franzöſiſche Außenminiſter habe 
zum erſten Mal ſeit langer Zeit in ſeiner Unterredung mit dem Oberſten Beck die 
europäiſche Situation ſo betrachtet, als ob das franzöſiſche Bündnis mit der Sowjetunion 
nicht mehr Ka und als ob Polen der einzige Faktor ſei, der von der franzöſiſchen 
Oſtpolitik in Rechnung geſtellt werden könne. Tatſache iſt, daß das franzöſiſche 
Bündnis mit der Sowjetunion trotz der geringeren Bedeutung, die ihm die 
franzöſiſche Außenpolitik heute beizulegen geneigt ſcheint, für das franzöfiſch⸗ 
polniſche Bündnis nach wie vor einen Unſicherheitsfaktor und 
eine Belaſtung darſtellt. Es iſt nicht wahrſcheinlich, daß es dem franzöſiſchen 
Außenminiſter gelungen iſt, Warſchau vom Gegenteil zu überzeugen. 

2. Es iſt ſeit jeher das Beſtreben der franzöſiſchen Außenpolitik geweſen, Polen 
zum Anſchluß an die Kleine Entente und zur Zuſammenarbeit 
mit der Tſchecho⸗Slowakei zu bewegen. Alle Bemühungen in dieſer Rich 
tung ſind jedoch ſtets an den hartnäckigen Gegenſätzen geſcheitert, die zwiſchen den beiden 
Nachbarn beſtehen. Solche Gegenſätze ſind nicht bloß auf volkspolitiſchem Gebiete vor⸗ 
handen. Sie ſind auch durch die polniſch⸗ungariſche Freundſchaft gegeben. Sie beſtehen 
in der ſlowakiſchen Frage. Und ſie beruhen vor allem auf der offenkundigen Bolſche⸗ 
wiſtenfreundſchaft der Prager Regierung, in der Polen nicht mit Unrecht eine Bedrohung 
feiner territorialen Sicherheit ſieht. Es dürfte unter dieſen Umſtänden für Delbos eine 
ſchwierige Aufgabe geweſen ſein, Warſchau an die Möglichkeit einer freundſchaftlichen 
Zuſammenarbeit mit der Tſchecho⸗Slowakei glauben zu machen, von deren Zuſtande⸗ 
kommen letzten Endes Erfolg oder Mißerfolg der franzöſiſchen Bemühungen um die 
Aufrichtung eines antideutſchen „Sicherheitsgürtels“ im öſtlichen Mitteleuropa ab: 
hängig iſt. An einer Feſtigung der Kleinen Entente, die zu den Programmpunkten der 
frangöfifchen Außenpolitik gehört (obwohl diefe zugleich auch um eine Annäherung der 
Entente an Ungarn bemüht ift), ift Polen jedenfalls nicht intereſſiert. 

3. Zu dieſen gegenſtändlichen Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Frankreich und Polen 
kommen noch ſolche methodiſcher Art. Während die franzöſiſche Diplomatie grund- 
ſätzlich an der Ideologie des Völkerbundes und der kollektiven Sicherheit feſt⸗ 
hält, gibt Polen auf Grund der Erfahrungen, die es in den letzten Jahren gemacht hat, 
der Methode der zweiſeitigen Regelungen den Vorzug. Doch trifft das (was meiſt über⸗ 
ſehen wird) nur mit Vorbehalt zu. Polen bekennt ſich zu der Methode der zwei⸗ 
ſeitigen Regelung nur im Verhältnis zu denjenigen Staaten, die feine unmittelbaren 
Nachbarn find oder zu dem Raume gehören, den es als feine „Intereſſenſphäre“ betrachtet. 
Das heißt: es will ſich nicht im Namen der „kollektiven Sicherheit“ in die en 
feiner Beziehungen zum Deutſchen Reiche und zur Sowjetunion hineinreden und fih au 
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nicht in feiner Handlungsfreiheit gegenüber den baltiſchen Randſtaaten oder den Donau-. 
ländern einſchränken laſſen; es iſt ein Gegner der Kleinen Entente, weil dieſe ein Inſtru⸗ 
ment der tſchechiſchen Außenpolitik iſt, und es iſt auf die Baltiſche Entente nicht gut zu 
ſprechen, weil es in dieſer ein Hindernis für ſeine eigenen Beſtrebungen ſieht. Dagegen 
verſteift ſich Polen durchaus nicht auf feine Ablehnung des 
Gedankens der „kollektiven Sicherheit“, wenn dieſer etwa auf 
weſteuropäiſche Fragen angewandt werden foll. Im Gegenteil: Polen 
befit ein oft betontes Intereſſe daran, daß der Locarnopakt durch ein neues 
Kollektivabkommen erſetzt wird, freilich nicht deshalb, weil es das deutſch⸗franzöſiſche 
Verhältnis einer endgültigen Beruhigung zugeführt wiſſen möchte, ſondern weil es 
hofft, beim Abſchluß eines ſolchen Abkommens diejenigen 
Garantien für fih ſelbſterlangen zu können, um die es ſich beim 
Abſchluß des Locarnopaktes vergebens bemüht hat. 

Der franzöſiſche Außenminiſter hat Warſchau in einem für ſeinen Staat wenig 
günſtigen Augenblicke beſucht. Die Möglichkeit, einen Druck auf ſeinen Verhandlungs⸗ 
partner auszuüben, hat er allenfalls auf finanziellem Gebiete gehabt. In aufe der 
Beziehung aber hat bei den Verhandlungen Polen am längeren Hebel geſeſſen 
und die Tanz lichen Angebote abwarten können. Dieſe Angebote haben ſich, wie es 
ſcheint, auf folgende drei Punkte beſchränkt: Frankreich macht ſeinen Ein⸗ 
fluß auf Prag geltend, um dieſes zu einer verſöhnlicheren Einſtellung gegenüber 
Polen zu bewegen. Frankreich verſpricht, dafür zu ſorgen, daß die 
polniſchen Garantiewünſche berückſichtigt werden, falls es zu 
Verhandlungen über einen neuen Sicherheitspakt im Weſten kommen ſollte. Und 
ſchließlich erkennt Frankreich die polniſche Kolonialforderung 
grundſätzlich an. Es ſcheint, daß das zu wenig iſt, um Polen von ſeiner bisherigen 
außenpolitiſchen Linie abzubringen. Dr. K. 


Behinderung des Landfaufs 


Die Angehörigen der Minderheit . . genießen auf wirtſchaftlichem Gebiet die 
gleichen Rechte wie die Angehörigen des Staatsvolkes, insbeſondere hin⸗ 
ſichtlich des Beſitzes und Erwerbs von Grundſtücken“. (Punkt 5 
der Volksgruppen-Erklärung vom 5. November 1937.) 


Zu den die deutſche Volksgruppe in Polen dringend intereſſterenden Fragen, die noch 
einer befriedigenden Regelung im Sinne der Volksgruppen⸗Erklärung vom 5. November 
d. J. bedürfen, gehört auch die Frage der Auflaſſungsverweigerung. Zum 
beſſeren Verſtändnis müſſen einige Bemerkungen vorausgeſchickt werden: Im Anſchluß an 
eine Bekanntmachung des Deutſchen Bundesrates vom 45. März 1948 hat die polniſche 
Regierung verſchiedene Geſetze und Verordnungen erlaſſen, die den freien Verkehr 
mit ländlichen und ſtädtiſchen Grundſtücken von einer Geneh⸗ 
migung der Verwaltungsbehörde abhängig machen. Wenn diefe 
Genehmigung verſagt wird, ſo wird nach der Rechtſprechung des Oberſten Verwaltungs⸗ 
gerichtes der Kaufvertrag unwirkſam. Die Praris hat ergeben, daß die an 
ſich richtigen geſetzlichen Beſtimmungen von den polniſchen Verwaltungsbehörden dazu 
ausgenutzt werden, die deutſche Volksgruppe in Polen in ihrem wirk⸗ 
ſchaftlichen Lebensraum zu beengen. Im Dezember 1935 hat Senator 
Hasbach im Auftrage der Deutſchen Vereinigung eine Eingabe an die zuſtändigen 
Minifterien gerichtet, in der er eine große Zahl entſprechender Einzelfälle angeführt hat. 
Eine offizielle Antwort auf dieſe vor zwei Jahren eingereichte Eingabe iſt bisher trotz 
mehrfacher Mahnung nicht erfolgt. ` 

In faſt allen Fällen, in denen von deutſchen Grundſtückskäufern die Auflaſſung 
beantragt, von den Behörden aber abgelehnt wird, wird die Ablehnung damit begründet, 
daß die Gefahr beſtehe, daß die Käufer „das erworbene Land zum Schaden der Allgemein⸗ 
heit nicht ordentlich werden bewirtſchaften können“. Es ſollen hier einige bezeichnende 
Beiſpiele angeführt werden. In Schönwieſe (Kreis Hohenſalza) wurde dem deutſchen 
Landwirt Heupel die Auflaſſung mit der Begründung, daß er kein Landwirt wäre, ver⸗ 
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weigert; Tatſache ift, daß Heupel und feine Frau bisher ausſchließlich in der 
Landwirtſchaft tätig waren, daß auch ihre Eltern und Großeltern Landwirte 
waren, daß ſie bereits einen Hof ſelbſtändig bewirtſchaftet hatten und daß ſie 
durch den Ankauf einer eigenen Wirtſchaft ſich in ihrem Beruf eine ſelbſtändige Exiſtenz 
genden wollten. In Radewitz (Kreis Hohenſalza) wurde dem deutſchen Landwirt 

obenfamp mit derſelben Begründung die Auflafjung für ein Grundſtück verweigert, 
das ihm ſein Schwiegervater übergeben hatte und das er, von Haus aus 
Landwirt, bereits ſeit Jahren bewirtſchaftet hatte. In Mittendorf (Kreis 
Schubin) wurde dem deutſchen Landwirt Hoffmann die behördliche Genehmigung zum 
Ankauf einer Wieſe verweigert unter dem Vorwand, die Entfernung zwiſchen der Wieſe 
und dem Hauptgrundſtück wäre zu groß; den Einwand, daß es näher am Hofe gelegenes 
Wieſengelände nicht gibt, daß die Wieſe vom Hof des Käufers nur 2 Kilometer, vom 
Hof des bisherigen Beſitzers aber 14 Kilometer entfernt iſt und daß Hoffmann des Wieſen⸗ 
grundſtückes zur Berbefferung feines Viehſtandes dringend bedarf, ließ die 
Behörde nicht gelten. In Bachwitz (Kreis Bromberg) wurde dem deutſchen Landwirt 
Kannenberg der Erwerb eines Grundſtückes, das er bereits ſeit längerer Zeit im 
Auftrag der Vorbeſitzerin, einer kinderloſen deutſchen Witwe, bewirtſchaftet hatte, 
ohne Angabe von Gründen verweigert. In Langenau (Kreis Bromberg) erhielt der 
deutſche Landwirt Kipf für ein Grundſtück, das ihm eine deutſche Witwe verkauft hatte, 
keine Auflaſſungsgenehmigung; die Behörde ſtellte ſich auf den Standpunkt, Kipf wäre 
kein Landwirt, ſondern Schmied, obwohl diefer nachweiſen konnte, daß er zehn Jahre 
lang auf dem Hof ſeines Vaters gearbeitet und nur gelegentlich in 
deſſen Schmiede mitgeholfen hatte. In Grünhagen (Kreis Schubin) wurde dem deutſchen 
Landwirt Lüdtke die Auflaſſung wegen „nicht genügender landwirtſchaftlicher Fähigkeiten“ 
verweigert; fünf Jahre ſpäter lehnte die Behörde die Wieder aufnahme des 
Verfahrens mit der Begründung ab, daß die ſeinerzeit getroffene Entſcheidung rechts⸗ 
kräftig ſei, obwohl Lüdtke inzwiſchen fünf Jahre lang das Grundſtück 
erfolgreich bewirtſchaftet und damit bewieſen hatte, daß die ſeinerzeitigen 
Entſcheidungsgründe nicht den Tatſachen entſprachen. In Zielonke (Kreis Bromberg) 
wurde den deutſchen Eheleuten Rodewald die Genehmigung des Kaufvertrages unter dem 
Vorwand verweigert, daß das betreffende Grundſtück mit geborgtem Geld 

ekauft worden fei und daß die Käufer keine genügende Sicherheit böten, obwohl die 
Betroffenen den Nachweis erbrachten, daß fie ihren Verpflichtungen in 
vollem Umfange nachkommen konnten. 

Und ſo weiter in endloſer Reihe: Bei den deutſchen Eheleuten Roſenke in 
Erika (Kreis Hohenſalza) mußte als Ablehnungsbegründung die Tatſache her⸗ 
halten, daß wegen des Fehlens der 1 Gütergemeinſchaft zwiſchen den Eheleuten 
die Gefahr beſtände, daß nach ihrem Tode das Grundſtück in zwei Teile geteilt werden 
könnte; die Behörde blieb auch dann noch bei ihrem ablehnenden Beſcheid, als die Eheleute 
die allgemeine Gütergemeinſchaft auf Grund eines Ehever⸗ 
trages abgeſchloſſen hatten. Mit der Begründung, daß fie bisher kein landwirtſchaft⸗ 
liches Grundſtück beſeſſen hätten, wurde die Auflaſſung u. a. dem deutſchen Landwirt 
Roth in Zielin (Kreis Mogilno) und dem deutſchen Landwirt Semmler in Ruden (Kreis 
Schubin) verweigert, obwohl der eine, der landwirtſchaftlicher Beamter 
geweſen war, ſeine berufliche Tüchtigkeit durch gute Zeugniſſe nachweiſen und der andere 
darauf hinweiſen konnte, daß er bereits ein anderes Grundſtück längere 
Zeit ordnungsgemäß bewirtſchaftet hatte. Dem deutſchen Landwirt 
Pawel in Damme (Kreis Rawitſch) gegenüber wurde die Ablehnung damit be⸗ 
gründet, daß er nicht Landwirt, ſondern Maurer fei, weil er feine frühere Wirt⸗ 
ſchaft verkauft und ſeinen landwirtſchaftlichen Beruf vor⸗ 
übergehend aufgegeben hatte. Dem deutſchen Landwirt Methke in Wylat⸗ 
kowo Greis Gneſen) gegenüber wurde geltend gemacht, daß er keine genügende Garantie 
für die ordentliche Bewirtſchaftung des von ihm erworbenen Grundſtückes gebe, obwohl 
Methke, der niemals einen anderen als den landwirtſchaftlichen Beruf ausgeübt bat, als 
Pächter bereits ein anderes Grundſtück ſelbſtändig und ein⸗ 
wandfreibewirtſchaftet hatte und nur deshalb keinen eigenen Beſitz erworben 
hatte, weil ihm bis dahin die notwendigen Geldmittel fehlten. Gegen 
den deutſchen Landwirt Voßberg in Rattai (Kreis Wollſtein) wurde der Vorwurf erhoben, 
daß er keine genügende landwirtſchaftliche Ausbildung nachweiſen könne; die Feſtſtellung 
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des Betroffenen, daß er auf dem Beſitz feines Schwiegervaters eine 
gründliche landwirtſchaftliche Ausbildung genoſſen hatte, wurde 
nicht zur Kenntnis genommen. Ebenſo erging es dem deutſchen Landwirt Tismer in 
Schönweiler (Kreis Önefen), obwohl er von Jugend an auf dem Beſitz feines 
Vaters gearbeitet hatte. Dem deutſchen Landwirt Matthes in Topolinken (Kreis 
Schwetz) wurde die Genehmigung zum Ankauf eines zur Zwangsverſteigerung ſtehenden 
Grundſtückes, auf dem er eine Hypothek von 2000 Zloty ſtehen hatte, ver⸗ 
weigerk mit der unwahren Begründung, daß er bereits Eigentümer eines 10 Hektar 
großen Grundſtückes fei; durch die Zwangsverſteigerung, zu der er nicht 
zugelaſſen wurde, büßte Matthes ſeine Forderung ein. 

Die Lifte dieſer Beiſpiele könnte noch über viele Seiten fortgeſetzt werden. Die ange: 
führten Fälle zeigen aber zur Genüge, daß die Genehmigung der Auflaſſung den Ange⸗ 
hörigen der deutſchen Volksgruppe durchweg mit unhaltbaren Begründungen abgelehnt 
wird. Soweit in den behördlichen Entſcheidungen überhaupt ein 
Grund angeführt wird, wird zumeiſt die angeblich mangelnde 
berufliche Ausbildung geltend gemacht. Dabei werden als „ungeeignet 
zur Bewirtſchaftung eines landwirtſchaftlichen Beſitzes“ auch ſolche deutſche Volksange⸗ 
hörige bezeichnet, die ſeit ihrer Jugend auf den Höfen ihrer Väter gearbeitet, als Pächter, 
landwirtſchaftliche Beamte oder Verwalter lange Jahre hindurch landwirtſchaftliche 
Grundſtücke bewirtſchaftet haben oder auf ihren ererbten Grundſtücken ſitzen und dank 
ihrer erfolgreichen Wirtſchaft in der Lage find, durch Zukauf neuen Landes ihren Befiß 
zu vergrößern. Es liegt auf der Hand, daß inalldieſen Fällen nicht ſachlich 
gerechtfertigte Gründe für die Verweigerung der Auflaſſung 
maßgebend ſind, ſondern daß die Auflaſſung lediglich aus 
nationalpolififhen Gründen abgelehnt wird. Der Vorwand der manz 
gelnden Berufseignung gegenüber den deutſchen Landwirten iſt umſo erſtaunlicher, als die 
polniſchen Behörden nicht daran denken, etwa gegenüber den zahlreichen Zuzüglern aus 
dem mittleren und öſtlichen Polen, die in Poſen und Pommerellen Grundſtücke erwerben, 
ähnliche Bedenken geltend zu machen, obwohl ſie dieſen Leuten gegenüber, die mit den 
Verhältniſſen des intenſiven Landwirtſchaftsbetriebes in den ehemals reichsdeutſchen Ge- 
bieten zweifelsohne nur in höchſt unzulänglichem Maße vertraut ſind, weit mehr gerecht⸗ 
fertigt wären. Es iſt noch zu bemerken, daß es ſich in den meiſten Fällen, in denen 
deutſchen Käufern die Auflaſſung verweigert wird, nicht darum handelt, den Uebergang 
bisher polniſchen Landbeſitzes in deutſche Band zu verhindern; vielmehr wird durch 
die Ablehnung auch der lebergang alten deutſchen Landbeſitzes, 
der aus dieſen oder jenen Gründen, z. B. wegen Mangels an leiblichen Erben, verkauft 
werden muß, in andere deutſche Hände verhindert. 


Die Praxis der polniſchen Behörden läuft auf eine Verminderung des deut: 
ſchen landwirtſchaftlichen Beſitzſtandes, auf eine weitere Verknappung 
des ohnehin von allen Seiten beſchnittenen wirtſchaftlichen Lebensraumes der deutſchen 
Volksgruppe in Polen hinaus. Was das bedeutet, das kann man ermeſſen, wenn man 
bedenkt, daß etwa 90 v. H. der deutſchen Volksgruppe in Poſen und Pommerellen in der 
Landwirtſchaft tätig find, und daß bei der praktiſchen Unmöglichkeit, jungen deutſchen 
Kräften neue Arbeiksplätze in gewerblichen oder ſonſtigen Berufen zu ſchaffen, die Mög⸗ 
lichkeit der Bewirtſchaftung des heimatlichen Grund und Bodens 
für die deutſche Volksgruppe ſchlechthin eine Exiſtenzfrage ift. 

Der Umftand, daß den Angehörigen der deutſchen Volksgruppe die behördliche Beſtä⸗ 
tigung ihrer Eigentumsrechte an den von ihnen erworbenen Grundſtücken in der Regel 
verweigert wird, hat dazu geführt, daß zahlreiche deutſche Bauern, die 
trotz der Verſagung der behördlichen Genehmigung den Ankauf 
von Grundſtücken gewagt haben, weil fie fih, um niht vor die Hunde zu 
gehen, unbedingt eine wirtſchaftliche Exiſtenz ſchaffen wollten und mußten, die Grund⸗ 
ſtücke, ohne die Auflaffung erhalten zu haben, lediglich auf 
Grund einer Generalvollmacht des Vorbeſitzers bewirtſchaften. 
In der eingangs erwähnten Eingabe des Senators Hasbach heißt es hierüber: „Es iſt 
klar, daß bei dieſer Praxis unhaltbare Rechtszuſtände eintreten, wenn man 
berückſichtigt, daß der eigentliche Nutznießer und Steuerzahler des Gründſtücks nie das 
Eigentum erwerben kann, ſondern der Gefahr ausgeliefert iſt, daß der Vorbeſitzer, der 
im Kaufvertrag auf alle Rechte am Grundſtück verzichtet und dafür den Kaufpreis 
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erhalten hat, infolge der Unwirkſamkeit des nicht genehmigten Kaufvertrages feine 
Eigentumsrechte weiter überträgt“. Es iſt alſo ſo, daß über zahlreichen 
deutſchen Bauern in Poſen und Pommerellen, die unter ſolchen Rechts: 
zuſtänden auf den von ihnen erworbenen Grundſtücken wirtſchaften, die ſtändige 
Drohung hängt, durch irgendwelche Machenſchaften der Vor⸗ 
befißer oder durch einen willkürlichen Eingriff der Behörden 
von ihrem Beſitz verdrängt und um ihr Vermögen betrogen zu 
werden. Das alles ſind Buftände, die ſich mit der in der Volksgruppen⸗Erklärung 
enthaltenen Anerkennung des Rechtes der Angehörigen der deutſchen Volksgruppe auf 
ven Behandlung hinſichtlich des Beſitzes und Erwerbs von Grundſtücken in Feiner 

eiſe vereinbaren läßt. Es handelt ſich bei der Verweigerung der Auflaſſung nicht um 
einzelne Fälle, ſondern um ein vom geſamten polniſchen Behörden- 
apparat konſequent durchgeführtes Syſtem der wirtſchaft⸗ 
lichen Bedrückung der deutſchen Volksgruppe in Polen. Es iſt 
dringend erforderlich, daß die polniſche Regierung hier Ab- 
bilfeſchafft 


Die Entlaffungswelle geht weiter 


In der Volksgruppen⸗ Erklärung vom 5. November ift mit 
beſonderer Betonung die Wahrung des wirtſchaftlichen Lebensrechtes der beiderſeitigen 
Volksgruppen hervorgehoben worden. „Die Angehörigen der Minderheit“, ſo hat es in der 
8 1 geheißen, „dürfen wegen ihrer Zugehörigkeit zur Minderheit in der Wahl oder 
bei der Ausübung eines Berufes oder einer wirtſchaftlichen Tätigkeit nicht behindert oder 
benachteiligt werden“. Was Deutſchland anlangt, fo wird durch diefen 
Paſſus der Volksgruppen⸗ Erklärung nur der tat ſächlich be⸗ 
ſtehende Zuſtand beſtätigt. Die Funktionäre des polniſchen Volksſplitters im 
Reich haben in bezug auf die Behandlung der fih zum Polentum bekennenden Arbeit 
nehmer auf dem Gebiete der Arbeitsbeſchaffung niemals begründeten Anlaß 
zur Klage gehabt. Vielmehr hat der Führer und Reichskanzler gegenüber den Leitern 
des Polenbundes mit aller Beſtimmtheit und Klarheit feſtſtellen können, daß der Wille 
der Reichsregierung, jedem Reichsbürger Brot und Arbeit zu verſchaffen, auch gegenüber 
den Angehörigen des polniſchen Volksſplitters beſteht und durchgeführt iſt und daß 
die polniſche Volksgruppe in vollem Umfange am wirtſchaftlichen Aufſtiege des 
Reiches teilnimmt. 


Es wäre eine grobe Entſtellung der Wirklichkeit, wenn die polniſche Regierung von 
ihrer Einſtellung zur deutſchen Volksgruppe und von deren wirtſchaftlicher Lage etwas 
Aehnliches feſtſtellen wollte. Es wäre ein Leichtes, jeden derartigen Verſuch, eine gerechte 
und gleiche Behandlung der Angehörigen der deutſchen Volksgruppe in wirtſchaftlicher 
Hinſicht behaupten zu wollen, durch eindeutige Tatſachen und polniſche Selbſtzeugniſſe 
zu widerlegen. Und es wäre nur eine Verſchleierung der tatſächlichen Lage, wenn von 
polniſcher Seite etwa verſucht werden ſollte, die zumeiſt kataſtrophale wirtſchaftliche und 
ſoziale Lage der Angehörigen der deutſchen Volksgruppe mit der ſchlechten Konjunktur 
zu erklären. Denn in Wirklichkeit iſt es ja fo, daß für jeden entlaffenen 
deutſchen Arbeiter eine polniſche Kraft eingeſtellt wird, und 
daß deutſche Arbeiter auch dort entlaſſen werden, wo infolge 
der ſich beſſernden Geſchäftslage neue Arbeitskräfte einge- 
ſtellt werden müſſen. 

Die letzten Wochen haben wiederum neue Beiſpiele dafür geliefert: So hat die 
Falvahütte am 1. Dezember von neuem 14 deukſchen Facharbeitern gekündigt, unter 
denen einige ſind, die erſt vor einiger Zeit auf Grund einer Beſchwerde beim Minderheiten⸗ 
amt nach längerer Arbeitsloſigkeit wieder hatten eingeſtellt werden müſſen. Ebenſo hat 
auch die Königshütte wiederum einer Reihe deuffcher Arbeiter das Arbeitsverhältnis 
gekündigt. Die Verwaltung der Hütte hat es in dieſem Falle nicht einmal mehr für nötig 
gehalten, einen Kündigungsgrund zu benennen. Mit welcher Rückſichtsloſigkeit dabei 
verfahren wird, geht aus der Tatſache hervor, daß ſich unter den Betroffenen ein 
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Familienvater mit zehn unverſorgten Kindern befindet! Folgende Zahlen charakteriſteren 
die Lage: Infolge der Beſſerung der allgemeinen Wirtſchaftslage haben von den Gruben, 
Hütten, Kokereien, Stickſtoffwerken und ſonſtigen Betrieben der Schwerinduſtrie des 
Kreiſes Schwientochlowitz im Laufe des Monats November etwa 1000 Arbeiter neu 
eingeſtellt werden können. In der gleichen Zeit aber haben die Friedens⸗, Galva, 
Bismarck⸗ und Königshütte faſt 100 deutſche Arbeiter entlaſſen. Auch dafür, daß die 
deutſchen Arbeiter den gegen ſie ausgeſprochenen Kündigungen ſchutzlos 
ausgeſetzt ſind, haben die letzten Wochen neue Belege geliefert: So hakte die Gewerk⸗ 
ſchaft Deutſcher Arbeiter gegen die Entlaſſung von neun deutſchen Arbeitern der Fal va⸗ 
hütte beim Schlichtungsausſchuß Einſpruch erhoben, nachdem fih der Betriebs- 
rat der Hütte geweigert hatte, in dieſer Sache etwas zu unternehmen. Der Königs- 
hütter Schlichtungsausſchuß, vor dem die Beſchwerde am 30. November ver⸗ 
handelt wurde, aber hat dahin entſchieden, nur dann zu den Entlaſſungen Stellung nehmen 
zu können, wenn der Einſpruch durch den Betriebsrat eingereicht wird! Auch im Falle 
der vor kurzem entlaſſenen acht deutſchen Arbeitern der Bis marckhütte hat fih der 
Betriebsrat geweigert, für die von dauernder Arbeitsloſigkeit bedrohten Deutſchen zu 
intervenieren, während fih der Demobilmachungskommiſſar, wie üblich, mit 
dem Hinweis darauf für unzuſtändig erklärt hat, daß, da fostgefegt neue Arbeiter von 
der Bismarckhütte eingeſtellt werden, durch die Entlaſſung der Deutſchen keine Ber: 
minderung der Belegſchaft bewirkt worden iſt! Dieſelbe deutſchfeindliche Einſtellung 
haben auch die polniſchen Gemeindevertreter von Bismarckhütte 
bewieſen, als in der Sitzung der Gemeindevertretung am 29. November das deutſche 
Mitglied der Gemeindeverkretung verlangte, daß der vor kurzem von dieſer Körperſchaft 
ſelbſt aufgeſtellte Grundſatz, daß bei Neueinſtellungen vor allem die einheimiſchen 
Erwerbsloſen zu berückſichtigen find, auch auf die einheimiſchen Arbeitsloſen deu tf d er 
Volkszugehörigkeit angewandt werden ſolle. 

Wie dieſe Beiſpiele zeigen, hat ſich hinſichtlich der gewaltſamen Verdrängung der 
Angehörigen der deutſchen Volksgruppe von den Arbeitsplätzen ſeit der Veröffent⸗ 
lichung der Volksgruppen⸗Erklärung nicht das geringſte 
geändert. Es iſt intereſſant, in dieſem Zuſammenhang eine Erklärung der halb⸗ 
amtlichen „Iskra“-Agentur zu der Entlaffung polniſcher W 
höriger in der Tſchecho⸗Slowakei zur Kenntnis zu nehmen: Wenn die 
Prager Zentralbehörden, ſo hat es da geheißen, guten Willens ſeien, dann wäre es 
ihnen auch möglich, auf die zuſtändigen örtlichen Stellen, die für die Entlaſſungen 
unmittelbar verantwortlich ſind, den erforderlichen Druck auszuüben. Niemand könne 
erwarten, daß man auf polniſcher Seite die Entlaſſung polniſcher Arbeiter als einen 
Beitrag zur Entſpannung der Beziehungen zwiſchen den beiden Nachbarländern anſehen 
werde. Es wäre ſehr zu begrüßen, wenn man ſich in Polen darüber klar werden würde, 
daß das, was in dieſer Erklärung der „Iskra“⸗Agentur von polniſcher Seite gegen 
die T f heho: Slowakei zum Ausdruck gebracht worden ift, mit noch weit größerem 
Recht von deuffcher Seite gegen Polen geltend gemacht werden kann. Und es 
läge auch zweifellos im Intereſſe des polniſchen Volksſplitters in 
Deutſchland, wenn ſich die verantwortlichen polniſchen Stellen daran erinnern 
würden, daß in der Volksgruppen⸗Erklärung vom 5. November der Grundſatz 
der Gegenſeitigkeit e worden ift, und daß der Führer und Reichskanzler 
in den Worten, die er an die Leiter des Polenbundes gerichtet hat, nicht ohne triftigen 
Grund darauf hingewieſen hat, daß der Schutz der deutſchen Volksgruppe in Polen vor 
allem hinſichtlich ihres Rechtes auf Arbeit auch zur Sicherung des polniſchen Volke: 
fplitters in Deutſchland beitragen wird. 


— ———— —Ah— 


Die gegenſeitige Achtung deutſchen und polniſchen Volkstums verbietet von ſelbſt jeden 
Verſuch, die Minderheiten zwangsweiſe zu aſſimilieren, die Zugehörigkeit zur Minder⸗ 
heit in Frage zu ſtellen oder das Bekenntnis der Zugehörigkeit zur Minderheit zu 
behindern. Insbeſondere wird auf die jugendlichen Angehörigen der Minderheit keinerlei 
Druck ausgeübt werden, um fie ihrer Zugehörigkeit zur Minderheit zu entfremden. 

(Aus der Volksgruppen⸗Erklärung vom 5. November 1937) 
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Polen und die proteſtantiſchen Kirchen 


Auf der ganzen Linie iſt in Polen der Kampf gegen das kirchliche Leben 
der evangeliſchen Deutſchen entbrannt. Dieſer Kampf hat im ver— 
gangenen Jahre mit dem im Auftrag der polniſchen Regierung unternommenen Angriff 
des Renegaten D. Burſche auf die Freiheit der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen 
Bekenntniſſes in Ruſſiſchpolen begonnen; er iſt in den letzten Monaten gegen die Unierte 
Evangeliſche Kirche in Oſtoberſchleſien fortgeſetzt worden und ſcheint nun auch 
gegen die Evangeliſche Kirche Augsburgiſchen und Helvetiſchen Bekenntniſſes in 
Galizien eingeleitet zu werden, fo daß zur Zeit nur noch die Unierfe Evangeliſche 
Kirche in Poſen und Pommerellen außerhalb der unmittelbaren Schußlinie ſteht. 

Es ſei noch einmal an die Vorgänge erinnert, die ſich im Laufe dieſes Jahres in der 
Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen Bekenntniſſes abgeſpielt 
haben, nachdem ihr der Staat Ende vergangenen Jahres gegen den Widerſpruch der 
Gemeinden eine ihren deutſchen Charakter bedrohende und ihre innere Freiheit unter⸗ 
drückende Verfaſſung aufgezwungen hatte: Am 28. Februar d. J. fanden in den Ge⸗ 
meinden die Wahlen der weltlichen Delegierten zu den Senioratsverſammlungen ſtatt. 
Durch die Wahlen wurde das bekannte nationale Kräfteverhältnis in der Evangeliſchen 
Kirche Augsburgiſchen Bekenntniſſes: 80 v. H. Deutſche gegen 20 v. H. Polen 
und Renegaten, beſtätigt. Etwa zwei Monate ſpäter wurden dann von den 
Senioratsverſammlungen die Genioratsausſchüſſe gewählt. Dieſe Wahlen konnten 
in den Diözeſen Kaliſch, Lodz, Wolhynien und Plock, die zuſammen 
56 000 von insgeſamt 76 000 wahlberechtigten Gemeindemitgliedern zählen, nicht durch⸗ 
geführt werden, da die von den deutſchen Mehrheiten aufgeſtellten Kandidaten von 
polniſcher Regierungsſeite als politiſch untragbar abgelehnt wurden. Am 26. No: 
vember verſuchte nun der inzwiſchen von einer beſchlußunfähigen Körperſchaft zum 
Biſchof „gewählte“ und von der Regierung beſtätigte Renegat D. Burſche in einer von 
ihm einberufenen Senioratsverſammlung der Diözeſe Plock noch einmal, 
die dort ſeinerzeit geſcheiterte Wahl zu erzwingen. Er mußte aber die Fruchtloſigkeit feiner 
Bemühungen erkennen, die deutſche Mehrheit der Senioratsverſammlung in ihrem ent⸗ 
ſchloſſenen Eintreten für die Rechte der deutſchen Gemeinden wankend zu machen. Mit 
33 gegen 14 Stimmen kam eine Entſchließung zuſtande, in der fih die Plocker Diözeſe 
mit den Diözeſen Lodz, Kaliſch und Wolhynien ſolidariſch erklärte, die gleichzeitige Qin 
berufung der Senioratsperſammlungen in den vier genannten Diözeſen und die Vertagung 
der auf den 14. Dezember anberaumten, nach dem Geſetz nicht beſchlußfähigen Synode 
verlangte, — worauf D. Burſche die Verſammlung mit der Androhung von 
Zwangsmaßnahmen und einem Vaterunſer beſchloß. 

Die Unierte Evangeliſche Kirche Oſtoberſchleſiens wurde durch das 
verfaſſungswidrige Geſetz vom 16. Juli d. J. ihrer rechtmäßigen deutſchen Leitung beraubt. 
Vor allem wurden die deutſchen Geiſtlichen reichsdeutſcher und öſterreichiſcher Staats⸗ 
angehörigkeit aus ihren Aemtern entfernt und durch Polen und Renegaten erſetzt. Be- 
reits im Juli wurden zwei deutſche Geiſtliche aus dem Kirchenrat entfernt. Im 
Auguſt wurden drei weitere deutſche Geiſtliche zum Verlaſſen des polniſchen 
Staatsgebietes gezwungen. Im Oktober wurde der deutſche Kirchenpräſident 
D. Voß von dem durch den Wojewoden Grazynſki zum Vorſitzenden des Vorläufigen 
Kirchenrates ernannten Rechtsanwalt Michejda mit Gewalt aus ſeinem Amte 
verdrängt. Im November wurden der deutſche Geiſtliche der Gemeinde Schwien— 
tochlowitz, Paftor Koderich, ſowie deffen Vikar ihrer Aemter enthoben, und zwei 
weitere deutſche Geiſtliche, Kirchenrat Sowade aus Tarnowitz und Paſtor Koch aus 
Lublinitz, des Landes verwieſen. Anfang Dezember ſchließlich erhielten die dent- 
ſchen Geiſtlichen der Gemeinden Nikolai und Ruptau, Paftor Leder und Paftor Gutten: 
berger, den Ausweiſungsbefehl. Am 6. Dezember wurden vom Wojewoden 
Grazynſki in den Vorläufigen Kirchenrat, der ſich bis dahin aus vier Polen 
zuſammenſetzte, drei neue Mitglieder berufen, die von der „Polſka Zachodnia“ als Ber- 
treter des evangeliſchen Deutſchtums Oſtoberſchleſiens vorgeſtellt wurden: es waren dies 
der Geiſtliche der evangeliſchen Gemeinde Gollaſſowitz, Paſtor Johannes Harlfinger, 
und die Gutsbeſitzer Martin Hermann und Klaus Hegenſcheidt. Da die deutſchen 
Kirchengemeinden, Paſtoren und Kirchenorgane das Geſetz vom 16. Juli d. J. grundſätzlich 


468 


abgelehnt und die neue Kirchenleitung nicht anerkannt haben, handelt es fid) bei dieſen von 
Grazynſki berufenen Männern offenſichtlich um Leute, die keine Bedenken tragen, ſich von 
polniſcher Seite gegen das im Kampf um ſein Recht ſtehende evangeliſche Deutſchtum 
mißbrauchen zu laffen. Es ift bemerkenswert, daß Paſtor Harlfinger, der vor längerer 
Zeit durch eine heftige Fehde mit der Jungdeutſchen Partei viel von ſich reden gemacht 
hat, der einzige deutſche Geiſtliche der Unierten Evangeliſchen Kirche geweſen iſt, der es 
abgelehnt hat, ſeinen Namen unter die von der geſamten Paſtorenſchaft unterzeichnete 
Proteſtſchrift an den Wojewoden Grazynſki zu ſetzen. In der gleichen Weiſe haben ſich 
auch die beiden anderen Genannten bereits im Oktober d. J. außerhalb der deutſchen 
Einheitsfront geſtellt. An eine nachdrückliche und wirkſame Vertretung des Willens der 
faſt rein deutſchen evangeliſchen Kirchengemeinden Oſtoberſchleſiens im Vorläufigen 
Kirchenrat (in dem übrigens Paſtor Harlfinger der einzige Theologe ift), ift unter dieſen 
Umſtänden ſchwerlich zu denken — ganz abgeſehen davon, daß ſich die drei als Vertreter 
der deutſchen Proteſtanten angekündigten Kirchenratsmitglieder gegenüber den vier 
Nationalpolen in der Minderheit befinden. i 5 


In letzter Zeit hat, wie geſagt, auch der Kampf gegen die Evangeliſche Kirche 
Augsburgiſchen und Helvetiſchen Bekenntniſſes in Galizien 
begonnen. Das Signal zum Angriff hat die „Polſka Zachodnia“ gegeben in einem 
Artikel, in dem ſie den Leiter dieſer Kirche, den Superintendenten D. Zöckler, der 
Illoyalität gegenüber dem polniſchen Staate verdächtigt, weil dieſer zu ſeinem Teil aus 
den beſcheidenen Mitteln, die ihm zur Verfügung ſtehen, das von den deutſch⸗evangeliſchen 
Gemeinden Galiziens ins Leben gerufene Privatſchulweſen zu unterſtützen beſtrebt iſt. Auf 
dem durch die Denunziationen des Wojewodenblattes vorbereiteten Boden haben dann 
die vom Staat ausgehaltenen polniſch-evangeliſchen Kirchenblätter ihre erſte Attacke 
gegen die rechtliche Grundlage der Kirchenleitung der galizi⸗ 
[hen Proteſtanten geritten. Demgegenüber hat das in Stanislau erſcheinende 
„Evangeliſche Gemeindeblatt“ daran erinnert, daß der polniſche Staat bisher 
die nach dem Umſturz von 1918/49 erfolgte Uebertragung der Rechte und Pflichten des 
Wiener Oberkirchenrates gegenüber den evangeliſchen Gemeinden Galiziens auf die Super⸗ 
intendentur und den Superintendentialausſchuß in Stanislau niemals beanſtandet und die 
gegenwärtige, deutſche Leitung der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen und Helvetiſchen 
Bekennkniſſes de facto anerkannk hat, und daß die Regierung die ihr von der 
Kirchenleitung in den Jahren 1922 und 1927 vorgelegten Entwürfe einer neuen Kirchen⸗ 
verfaſſung niemals beantwortet hat. Die tatſächliche Anerkennung der gegenwärtigen 
Kirchenleitung durch den Staat geht vor allem daraus hervor, daß die ſtaatlichen 
Behörden der Superintendentur die Kontrolle des Matrikelweſens überlaſſen, ihr die den 
Pfarrern und deren Vertretern zuſtehenden ſtaatlichen Ilnterſtützungen zugeleitet und die 
darauf bezüglichen Anträge entgegengenommen, ferner die evangeliſchen deutſchen Privat: 
ſchulen Galiziens als Eigentum der Kirchengemeinden unter Konkrolle, Fürſorge und Mit⸗ 
wirkung der höheren evangeliſchen Kirchenbehörden ausdrücklich anerkannt haben uam. 
Man geht wohl nicht fehl in der Annahme, daß hier von polniſcher Seite ein neuer 
kirchenfeindlicher Gewaltakt geplant iſt, durch den die Angreifer hoffen, nicht nur eine 
deukſche kirchliche Drganifation in die Hand zu bekommen, ſondern zugleich 
auch auf ebenſo billige wie unanſtändige Weiſe die weltberühmten evangeliſchen 
Anſtalten in Stanisla u ihren deutſchen Gründern und rechtmäßigen Befißern 
entreißen und außerdem dem kirchlich verankerten deutſchen Privatſchulwefen 
Galiziens den Todesſtoß verſetzen zu können. 

Es iſt offenſichtlich, daß es ſich bei der ſeit etwa einem Jahre im Gange befindlichen 
Aktion gegen das kirchliche Leben der evangeliſchen Deutſchen in Polen nicht um zufällige 
Einzelmaßnahmen, ſondern um ein von langer Hand vorbereitetes und 
ſyſtematiſch vorgetriebenes Zerſtörungswerk handelt, durch das das 
Deutſchtum eines feiner weſentlichſten organiſatoriſchen Rückhalte beraubt werden foll. 
Man darf nämlich nicht überſehen, daß die evangeliſche Kirche vor allem 
im Leben der deutſchen Koloniften Ruſſiſchpolens und Galiziens 
diejenige organiſatoriſche Gemeinſchaft darſtellt, in deren 
Rahmen fih das völkiſche Leben durch Generationen hindurch 
am beſten zu erhalten und die amwirkſamſten die Gefahren der 
völkiſchen Entfremdung abzuwehren vermocht hat. Die evangeliſche 
Kirche bildet auch heute noch vielfach die ſicherſte Pflegeſtätte und die ſtärkſte Stütze des 
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völfiſchen Lebens der im mittleren, öſtlichen und ſüdlichen Polen fiedelnden Deutſchen. 
Dieſen Schutzdamm gegen die Poloniſterungswelle einzureißen und aus einer deutſchen 
Organiſation einen aktiven Faktor der Polonifierung zu machen, iſt der eigentliche 
Zweck der ſich aus Verfaſſungsbrüchen und Rechtsbeugungen, 
Verleumdungen und Gewaltakten zuſammenſetzenden Akkion 
gegen das deutſche evangeliſche Kirchenleben in Polen. 


Polen hofft auf Kolonien 


„Das heutige Deutſchland mit ſeinen 67 Millionen Menſchen, mit ſeiner weitver⸗ 
zweigten Industrie muß Kolonien befißen, weil es Rohſtoffe braucht, weil es irgend- 
wohin feinen Bevölkerungsüberſchuß ablenken muß und weil für die wirtſchaftliche und 
kulturelle Exiſtenz Deutſchlands Kolonien eine Lebensfrage bedeuten‘. Die „Gazeta 
Handlowa“ hätte fih wohl ſchwerlich zu einer folh’ vorbehaltloſen Unterſtützung der 
deutſchen Kolonialforderung aufgeſchwungen, wenn es ihr nicht darauf angekommen 
wäre, ſich der deutſchen Argumente auch zur Rechtfertigung des polniſchen 
Kolonialanſpruchs zu bedienen: „Die gleichen Argumente ſprechen aber für die Not: 
wendigkeit, daß auch Polen Kolonien haben muß. Wir müffen genau fo wie 
Deukſchland Kolonialgebiefe beſitzen, aus denen wir unſere Rohſtoffe 
beziehen und wohin wir unſeren Bevölkerungsüberſchuß ablenken können.. Wir haben 
das gleiche Recht wie Deutſchland, Kolonien zu fordern. ..“ 

Es iſt in Polen in letzter Zeit wieder ſehr viel von den Kolonien die Rede. Die polniſche 
Propaganda ift bei ihrer alten Taktik, die eigene Kolonialforderung an 
die deutſche Forderung anzuhängen, geblieben. Die Thefe der polniſchen 
Kolonialpropaganda lautet nicht direkt: „Polen muß Kolonien bekommen“, ſondern ſie 
beißt: „Wenn Deutſchland Kolonien erhält, dann darf auch Polen nicht 
unberückſichtigt bleiben“. Polen verſucht, aus den Erfolgen, die die deutſche Regierung 
in der Verfolgung ihrer kolonialen Forderung gegenüber den Weſtmächten erzielt, Nutzen 
zu ziehen. Das iſt eine Beobachtung, die in mancher Hinſicht an die für Deutſchland 
ſehr undankbare Rolle bei der Wiederaufrichtung des polniſchen Staates erinnert. 

Einen Fortſchritt hinſichtlich der Geltendmachung ſeiner Kolonialforderung hat Polen 
während des Beſuches des franzöſiſchen Außenminiſters in 
Warſchau erzielt. In den Beſprechungen mit Delbos hat die Kolonialfrage 
eine bedeutſame Kolle geſpielt. Nach den Kommentaren der franzöſiſchen Preſſe hat 
Polen erklärt, zur Zeit noch keinen Anſpruch auf beſtimmte Kolonialgebiete erheben 
zu wollen, aber den Wunſch geäußert, zu einer eventuellen internationalen Kolonial- 
konferenz bzw. zu einer etwa zu bildenden internationalen Körperſchaft für die Ver⸗ 
teilung der Rohſtoffe zugezogen zu werden, während auf der anderen Seite Frank⸗ 
reich anerkannt hat, daß Polen zu den am Kolonialproblem 
beſonders intereſſierten Staaten gehöre. Es liegt auf der Hand, daß 
das Eingehen der franzöſiſchen Diplomatie auf das polniſche Verlangen nach Kolonien 
zur Vorausſetzung hat, daß Polen ſich wieder ſtärker, als es in den letzten Jahren der 

Fall geweſen iſt, den kontinentalen Plänen ſeines weſtlichen Bundesgenoſſen verſchreibt. 

Ob Polen in der Kolonialfrage jemals Erfolg haben wird, iſt eine Frage, die ſich noch 

nicht beantworten läßt. Aber eines hat Polen erreicht: daß die Frage ſeiner eventuellen 

Beteiligung an den überſeeiſchen Beſitzungen in der internationalen Deffentlichkeit 

diskutiert wird, mag das nun in poſitivem oder negativem Sinne geſchehen. Es iſt 

daher am Platze, einige Bemerkungen zu der Frage der Berechtigung des polniſchen 

Kolonialverlangens zu machen. 

1. Von amtlicher polniſcher Seite ſind, wie es nach den letzten Verlautbarungen 
ſcheint, bisher keine Forderungen bezüglich der Zuteilung beſtimmter Kolonialgebiete 
angemeldet worden. Die polniſche Gee: und Kolonialliga aber hat einen polniſchen An⸗ 
ſpruch auf Teile des deutſchen Kolonialbeſitzes anzumelden verſucht, wobei ſie ſich eines 
obſkuren Argumentes bedient: Polen müſſe als gegenwärtiger Beſitzer eines Teiles des 
ehemaligen Keichsgebietes auch ein Anrecht auf einen Teil des deutſchen Kolonial⸗ 
beſitzes haben; denn es habe ſich durch die dem deutſchen Reiche weggenommenen Gebiete 
an der Entwicklung der Kolonien beteiligt! Es genügt die abſchließende Feſtſtellung: 
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Das Deutſche Reich verlangt die ihm vorenthaltenen Kolonien 
reſtlos und ausſchließlich für ſich. Einen Rechtsanſpruch hat 
Polen in der Kolonialfrage nicht geltend zu machen. 

2. Die polniſche Behauptung, daß Polen eines eigenen Kolonialbeſitzes ebenfo 
dringend wie Deutſchland bedürfe, iſt oberflächlich und falſch. Es ſollen nur einige 
Tatſachen feſtgehalten werden: Polen ift ein überwiegender Agrarftaat, deſſen 
Bevölkerung zu etwa 70 v. H. von der Landwirtſchaft lebt; dagegen ift Deutſchland ein 
Induftrieftaat, in dem das Verhältnis der agrariſchen zur nichtagrariſchen Bevölkerung 
gerade umgekehrt ift. Polen zählt bei einer Bodenfläche, die um ein Fünftel hinter derz 
jenigen des Deutſchen Reiches zurückbleibt, eine Einwohnerzahl, die nur etwa die 
Hälfte derjenigen des Reiches beträgt. In Polen entfallen auf den Quadratkilometer nur 
85, im Deutſchen Reich dagegen 141 Bewohner. Polen hat innerhalb feiner gegen: 
wärtigen Grenzen ein erheblich größeren Anteil noch urbar zu machender 
oder in ihrer Ertragsfähigkeit zu ſteigernder Flächen als das 
Reich in ſeinem gegenwärtigen Umfang. Polen exportiert, gemeſſen an ſeiner 
Geſamtausfuhr, verhältnismäßig mehr Rohſtoffe und Agrarprodukte als Deutſchland 
Polens Bedarf an im Lande nicht vorhandenen Rohſtoffen und über⸗ 
ſeeiſchen Erzeugniſſen iſt unvergleichlich geringer als derjenige des induſtriereichen und 
im Lebensſtandard höheren Deutſchen Reiches. Als überwiegendes Agrarland leidet 
Polen unter chroniſchem Kapitalmangel, ein Umſtand, der die Moͤglichkeiten und 
Ausſichten einer erfolgreichen und ſelbſtändigen Kolonialpolitik weſentlich einengt, während 
das induſtrieſtarke Deutſche Reich ein Land mit ſtarker Kapitalbildung und damit auch 
eigener kolonialer Wirtſchaftsinitiative iſt. Das ſind alles Tatſachen, die 
es als eine Vergewaltigung der Wirklichkeit erſcheinen laſſen, 
wenn Polen hinſichtlich der Intenſität feines Kolonialbedürf: 
niſſes auf eine Stufe mit Deutſchland geſtellt wird. 

3. Die Theſe, daß Polen Kolonialbeſitz brauche, um ſeinen großen Bevölkerungs⸗ 
überſchuß dorthin abfließen zu laſſen, da ihm die großen Einwanderungsländer 
verſperrt ſind, beruht offenſichtlich auf einer weitgehenden Verkennung der Siedlungs⸗ 
möglichkeiten in den allenfalls in Frage kommenden überſeeiſchen Gebieten. Wenn es 
Polen darauf ankommt, ſeinen in der Heimat nicht zu verwertenden Menſchenüberſchuß 
anderswo unterzubringen, dann erſcheinen Niederlaſſungsverträge, wie ſie 
B. mit Braſilien geplant waren, zweifellos als das geeignetere Mittel. Mit der Frage 
der Emigration iſt die Judenfrage aufs engſte verbunden. In faſt allen Kreiſen 
Polens beſteht Uebereinftimmung darin, daß das Judenproblem nur durch die Beſeitigung 
der Juden aus Polen gelöft werden kann. Von Seiten der polniſchen Regierung ift nicht 
nur in der Paläſtinafrage verſucht worden, für die Erweiterung der Niederkaſſungemöglich⸗ 
keiten der aus Polen abzuſchiebenden Juden zu ſorgen. Auch mit Paris hat ſich die 
polniſche Regierung bereits wegen dieſer Angelegenheit in Verbindung geſetzt: Der 
franzöfifche olonialminiſter haf vor kurzem erklärt, daß die franzöſiſche Regierung 
bereit ſei, die Infel Madagaskar für die Einwanderung aus Polen 
freizugeben. Der Zuſammenhang der Judenfrage mit dem Kolonialproblem ift 
nicht zu verkennen. Die geplante Forcierung der jüdiſchen Emigra⸗ 
tion aus Polen ift ein Argument gegen die polniſche Kolonial: 
forderung. Denn in dem Maße, in dem die Verſuche, Polen von Juden zu fäubern, 
von Erfolg gekrönt find, wird in Polen ſelber zuſätzlicher wirtſchaftlicher Lebensraum 
für polniſche Volksangehörige frei. Man wird zugeben müſſen, daß es ſinnvoller iſt, die 
heute noch verjudeten Städte Mittel, Dft- und Südpolens zu poloniſieren, als nach 
überſeeiſchem Beſitz zu trachten. Daß die polnifche Volksgemeinſchaft ſtark genug ift, 
das eine zu tun und das andere nicht zu laſſen, kann man mit guten Gründen bezweifeln. 


Nik. Coppernicus und Joh. Hevelius 


Die deutſche Preſſe in Polen veröffentlichte kürzlich einen Aufſatz von Dr. Kurt 
Lück, der unter der Uleberſchrift „Die Umkehr in der polniſchen Copper: 
nicus⸗Forſchung“ die Stimmen mehrerer polniſchen Gelehrten zuſammenfaßte, 
welche im Gegenſatz zu der landläufigen polniſchen Propaganda auf Grund ihrer wiſſen⸗ 
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ſchaftlichen Forſchung die deutſche Art und Abſtammung des großen 
ronomen feſtgeſtellt haben. In Polen, ſo hat es in dieſem Artikel einleitend 
geheißen, gibt es Copperncius⸗Straßen, Coppernicus-⸗Geſellſchaften, Coppernicus⸗Schulen, 
Coppernicus⸗Denkmäler, Coppernicus⸗Dichtungen, Coppernicus⸗Tonſchöpfungen, Copper: 
nicus⸗Denkmünzen, Coppernicus⸗Gemälde und eine planmäßige Coppernicus⸗Auslands⸗ 
werbung durch fremdſprachig herausgegebene Broſchüren, durch Verſchenkung von 
Coppernicus⸗Büſten ans Ausland, durch Gaſtſpielreiſen von Schauſpielern mit Copper- 
nicus⸗Stücken uſw. Aber, fo heißt es dann weiter, auch im polniſchen Lager 
bat es ſchon immer Männer gegeben, die gegen die polniſche 
Coppernicus-Legende eindeutig Stellung genommen haben. 


Als Beiſpiele werden in dem genannten Artikel von Dr. Kurt Lück mehrere polniſche 
Gelehrte zitiert: Im Jahre 1923 ſtellte der polniſche Hiſtoriker Alexander 
Brückner in der Zeitſchrift „Przeglad Warszawſki“ (Jahrgang III, Seite 121) zur 
Frage der Volkszugehörigkeit des Coppernicus feſt: Coppernicus habe die polniſche 
Sprache kaum, die deutſche jedoch ausgezeichnet beherrſcht. 
Thorn habe zur Zeit des Coppernicus nicht anders ausgeſehen als alle größeren 
Städte Polens, in denen in der Hauptſache Deutſche wohnten. „Copper⸗ 
nicus“, ſo hat es in dieſer Arbeit wörtlich geheißen, „kannte kein anderes Vaterland 
und kein anderes Volkstum als das preußiſche, und damit ſollten wir es endlich genug 
fein laffen und nicht unſere eigenen Wünſche und Phantaſien in die vergangenen Jabr- 
hunderte zurückverſetzen.“ Dieſe Anſicht Brückners machte fih auch der polniſche 
Literaturhiſtoriker Gabrjel Korbut in feiner im Jahre 1931 erſchienenen „Literatura 
Polſka od pofczatkow do wojny ſwietowej“ („Die polniſche Literatur von ihren Anfängen 
bis zum Weltkrieg“, Band I, Seite 150 und Band IV, Seite 368) zu eigen. Zum Ent⸗ 
ſetzen der polniſchen Märchenerzähler über Coppernicus erſchien dann im Jahre 1936 in 
der Zeitſchrift „Proſto z Moſtu“ (Nr. 37 vom 23. 8. 1936) unter dem Titel „Der Streit 
um die e des Coppernicus“ ein Artikel aus der Feder des polniſchen 
Hiſtorikers Jeremi Waſiutynſki, der ſich auf Grund ſeiner eingehenden Studien 
über dieſe Frage mit männlicher Offenheit zu folgenden Feſtſtellungen bekannte: „Man 
darf nicht behaupten, Coppernicus ſei ein gebürtiger Pole 
geweſen; noch viel weniger darf man diefe Behauptung im Ausland propagieren“, wo 
entgegengeſetzt lautende Dokumente bekannt ſind, z. B. in den deutſchen Quellenſamm⸗ 
lungen. Eine ſolche Propaganda würde der polniſchen Kultur durchaus kein gutes 
Zeugnis ausſtellen. Wer war alſo Coppernicus? Ein preußiſcher Patriot, ein 
loyaler polniſcher Staatsbürger, der Herkunft nach ein deutſchſprechen⸗ 
der Thorner Bürger“. Eine andere kulturpolitiſche Zeitſchrift, die „Wiado⸗ 
mosci Literacki“ (Nr. 40 vom 20. 9. 1936), ſtellte ſich in einem Aufſatz „War 
Coppernicus ein Pole“ vorbehaltlos auf den von Waſiutynſki vertretenen Standpunkt. 
Ebenſo erſchien im „Czas“ (Nr. 234 vom 26.8.1936) ein Artikel von Kſawery 
Pruszynſki, der die Arbeit Waſiutynſkis als „einen wirklich gem, tiefgehenden 
Artikel voll kluger Bemerkungen und weitgehender mutiger Schlußfolgerungen“ 
bezeichnete. 


Vor kurzem iſt nun in dem Warſchauer Verlag von J. Przeworſki eine neue umfang⸗ 
reiche Arbeit von Jeremi Waſiutynſki unter dem Titel „Kopernik. Tworca nowego 
nieba” („Coppernicus. Der Schöpfer des neuen Himmels“) erſchienen. Aus der in 
dieſem 665 Seiten umfaſſenden Werk beſchriebenen Lebensgeſchichte des Coppernicus geht 
einwandfrei hervor, daß der Verfaſſer den Aſtronomen und deffen Familie als D e u t f ch e 
anſieht. Wiederholt wird dort betont (Seite 89, 142 und 615/6), daß die Mutter: 
ſprache des Aſtronomen, der ſeinen Namen deutſch ausſprach, 
die deutſche geweſen iſt. Der Bruder des Aſtronomen ſei ein grimmiger 
Gegner der Polen geweſen (Seite 236); dasſelbe gelte für Lukas Watzen⸗ 
rode, den Onkel des Aſtronomen (Seite 629). In Bologna habe es in der deutſchen 
Landsmannſchaft, in die Lukas Watzenrode und dann Nikolaus und Andreae Copper- 
nicus einkraten, überhaupt Feine Polen gegeben (Seite 19); die Behauptung, 
daß der Aſtronom an der IIniverſität Padua der polniſchen Landsmannſchaft angehört 
habe, ſei eine Legende (Seite 130); in den Humaniſtenkreiſen ſeiner Zeit habe man den 
Aſtronomen ſchlechthin als „Nikolaus den Deutſchen bezeichnet; Coppernicus 
habe ſich in ſeinen Notizen und im täglichen Umgang der deutſchen 
Sprache bedient (Seite 139), uff. 
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Es fei noch, was gleichfalls in dem Artikel von Dr. Kurt Lück erwähnt wird, darauf 
verwieſen, daß auch der polniſche Weſtverband einmal, und zwar in der von 
ihm herausgegebenen Schrift „Vom deutſchen Einfluß auf die polniſche Kultur“, Copper: 
nicus als „aus einer deutſchen, aber Polen freuen Familie 
ftam mend“, alfo als ein loyalen polniſchen Staatsbürger d e u t fh er Volkszugehörig⸗ 
keit, bezeichnet hat, und daß fih in der mit der Pariſer Weltausſtellung verbundenen 
polniſchen Coppernicus⸗Propaganda keine polniſchen Gelehrten mehr, fondern 
lediglich noch ſachunkundige polniſche Preſſeſchreiber für die Theſe vom angeb- 
lichen Polentum des deutſchen Aſtronomen eingeſetzt haben. Es fei in dieſem Zuſammen⸗ 
hang auch auf die in der Zeitſchrift „JFomsburg“ (Heft 2, Jahrgang 1937) erſchienene 
Abhandlung von Hans Schmauch „Nikolaus Coppernicus — ein Deutſcher“ und 
auf die gleichfalls dort veröffentlichte, von Dr. Papritz zuſammengeſtellte „Nach⸗ 
fahrentafel des Lukas Watzenrode“, eines Onkels des Aſtronomen, ver- 
wieſen. Man kann nach allem, was die deutſche und auch die unvoreingenommene 
polniſche Wiſſenſchaft zur Frage der Volkszugehörigkeit des Coppernicus feſtgeſtellt hat, 
den Worten zuſtimmen, mit denen Dr. Kurt Lück ſeine Betrachtungen ſchließt: „In der 
Copper nicus⸗Geſchichte war viel Dichtung und in der Coppernicus⸗Dichtung wenig 
Geſchichte. Möge fih daher Waſiutynſkis Werk als ein Pfeiler der Wahrheit erweiſen! 
Die Entſcheidung über die Volkszugehörigkeit des Denkers iſt heute keine Frage der 
Geſchichtsforſchung mehr, ſondern nur noch eine Frage nationaler Würde und des 


nationalen Anſtandes“. 


Im Jahre 1687, alſo vor 250 Jahren, ſtarb der Danziger Aſtronom Johannes 
Hevelius. Einige polniſche Blätter, fo der „Kurjer Poranny” vom 31. Januar 
und der „Kurjer Warſzawſki“ vom 28. Oktober d. J. haben dieſen Anlaß benutzt, um 
dieſem Forſcher, der ſeine erſtaunlich genauen Beobachtungen der Himmelskörper in 
17 dickleibigen Foliobänden aufgezeichnet, als erſter u. a. die Libration des Mondes 
erkannt und gleichzeitig mit Huygens und unabhängig von dieſem die Pendeluhr erfunden 
hat, mehr oder weniger ſachkundige Gedenkartikel zu widmen. Das iſt allerdings, wie 
man gleich ſehen wird, nicht geſchehen, um irgendeinem kulturhiſtoriſchem Bedürfnis zu 

enügen, fondern aus dem gleichen Grunde, aus dem ſich dieſe und andere polniſche 

lätfer fo gern mit Nikolaus Coppernicus, Veit Stoß und anderen deutſchen Forſchern 
und Künſtlern befaſſen. Im „Kurjer Poranny” hat es nämlich geheißen, daß die polniſche 
Aſtronomie in der Erſcheinung dieſes berühmten Danziger Aſtronomen „Jan 
Heweliuſz“ (Deine ihrer größten Rubmesgeftalten nach Kopernik“ 
ſieht und daß es „heute keinem Zweifel mehr unterliege“, daß Hevelius, „der zum damals 
polniſchen (!) Danzig gehörte, als Pole (I) und als loyaler Bürger der Republik (1) 
dachte und fühlte”. Und im „Kurjer Warſzawſki“, der fih auf die in der „Urania“ 
(Nr. 4/1937) erſchienene Lebensbeſchreibung des Hevelius von Wozniewſki ſtützte, ift von 
dem „zweiten berühmten polniſchen Aſtronomen nach Kopernik“ 
die Rede geweſen. 

Dazu iſt ganz ſachlich folgendes zu ſagen: 1. Die Schreibart „Jan Heweliuſz“ iſt eine 
aus dem Jahre 1937 ſtammende freie Erfindung. Der Name Hevelius iſt die latiniſierte 
Form des Namens Hewelke oder Höwelcke, den der Aſtronom im bürgerlichen Leben 
führte. 2. Danzig war niemals, alſo auch nicht zu Lebzeiten des Aſtronomen eine 
polniſche Stadt. Es war auch kein Beſtandteil der polniſchen Republik; vielmehr beſtand 
ſeine Verbindung mit dem polniſchen Hinterland lediglich darin, daß es die Oberhoheit 
der Könige von Polen anerkannt hatte, denen es krotz mehrfacher Verſuche niemals 
gelang, die völkiſche und ſtaatliche Eigenſtändigkeit dieſer deutſchen Stadt zu unterdrücken. 
3 Weder für eine etwaige polniſche Abſtammung, noch für die angebliche polniſche 
Geſinnung des Aſtronomen gibt es irgendwelche Beweiſe. Auch die polniſchen Blätter 
verzichten auf den von vornherein ausſichtsloſen Verſuch, derartige „Beweiſe“ zu 
konſtruieren; ſie begnügen ſich mit der lapidaren Behauptung. 

Johannes Hevelius wurde im Jahre 1644 als Sohn eines alteingeſeſſenen, wohl- 
habenden Bierbrauers in Danzig geboren. Er beſuchte das Akademiſche Gym- 
naſium ſeiner Vaterſtadt, wo ihm der Mathematiker Peter Krüger die erflen 
Anregungen zu feinen ſpäteren aſtronomiſchen Studien gab. Er ſtudierte an der nieder- 
deutſchen Univerſität Leiden. Seine Mutter Cordula Hecker war eine deutſche 
Danzigerin. Hevelius war in erſter Ehe mit der reichen Danziger Kaufmannstochter 
Katharina Rebeſchke und nach deren Tode mit Eliſabeth Koopmann 


473 


verheiratet. Er wurde, was wiederum fein Deutſchtum, und zwar der Abſtammung wie 
der Geſinnung nach, beweiſt, im Jahre 1641 zum Schöffen der Stadt Danzig 
und zehn Jahre ſpäter zum Danziger Ratsherrn gewählt. Seine „Beziehungen 
zu Polen“ beſchränkten ſich darauf, daß er dem Polenkönig Johann Kaſimir im Jahre 
1660 die erſte von ihm hergeſtellte Pendeluhr als Geſchenk überreichte, und daß ihm König 
Johann Sobieſki als Anerkennung für ſeine Forſchungsarbeit ein Steuerprivileg für ſeine 
Bierbrauerei und eine Penſion von 1000 Gulden gewährte. Wer auf ſolche Dinge etwa 
die Theſe vom „Polentum“ des Aſtronomen aufbauen möchte, müßte ſich darauf hinweiſen 
laſſen, daß dann auch andere Länder mit ähnlichem Recht den Aſtronomen als einen der 
Ihrigen für ſich in Anſpruch nehmen könnken. Denn ſowohl vom engliſchen wie vom 
franzöſiſchen König erhielt Hevelius gleichfalls eine Penſion; auch wurde er zum Mitglied 
der Königlichen Geſellſchaft der Wiſſenſchaften Englands ernannt. Er wurde dadurch 
ebenſo wenig zum Engländer oder Franzoſen, wie er durch die Achtung, die ihm die 
polniſchen Könige zollten, zum Polen gemacht werden konnte. Dieſe ſelbſtverſtändlichen 
Dinge mußten einmal feſtgeſtellt werden, um den Fälſchungsverſuch gewiſſer polniſcher 
Kreiſe, die fi) nach Coppernicus nun auch an dem zweiten großen Aſtronomen des 
deutſchen Oſtens vergreifen möchten, von vornherein als das erkennen zu laſſen, was er 
in Wirklichkeit iſt: als kulturelle Kleptomanie. 


Memel und Wilna — ein Vergleich 


Litauen wird im Jahre 1938 den 20. Jahrestag ſeiner Unabhängigkeit 
begehen. Es iſt ſicher kein Zufall, daß die litauiſchen Unabhängigkeifsfeiern, die fih über 
das ganze kommende Jahr hinziehen werden, mit dem 15. Januar, dem Jahrestag der 
Beſetzung des Memelgebiets durch die Litauer, beginnen ſollen und daß ſich ein Teil der 
Feiern in Memel abſpielen wird. Es ſcheint den Litauern daran gelegen zu ſein, ſelbſt 
das Jubiläum ihrer ſtaatlichen Selbſtändigkeit zu einer Demonſtration gegen Deutſch⸗ 
land auszugeſtalten, gegen dasſelbe Deutſchland, deſſen Truppen ſeinerzeit dieſe Unab⸗ 
hängigkeit erkämpfen halfen, gegen das Deutſchland, das bereits vor dem großen Kriege 
litauiſches Volkstum, Kultur und Sprache pflegte und ſomit auch die volkliche und 
kulturelle Grundlage für den litauiſchen Staat ſchaffen half. 

Das heutige Litauen hätte allen Anlaß, auch dem Memeldeutſchtum dankbar zu ſein 
und deſſen Verdienſte um den litauiſchen Staat anzuerkennen. Die Memelländer 
haben eine reiche Mitgift in die erzwungene Ehe mit Litauen 
mitgebracht. Aber Kauen hat keinen Anſtand genommen, ſich dieſer „Mitgift“ 
unter Anwendung von Gewalt und wirtſchaftlicher Druckmaßnahmen zu bemächtigen. 
Man hat dieſe Politik der Unterdrückung bis auf den heutigen Tag fortgeſetzt. Wie 
die Litauer im Jahre 1923 der Welt klar zu machen verſuchten, daß ſie als „Befreier vom 
franzöſiſchen Joch“ in das Memelgebiet gekommen ſeien und daß es ſich damals um eine 
„ſpontane Volkserhebung“ gehandelt habe, ſo wird auch heute noch viel von der angeb⸗ 
lichen „Freiheit der Memelländer“ im Rahmen des litauiſchen Staates geredet. 

Wie es mit dieſer „Freiheit“ beſtellt iſt, das wird allein ſchon durch die Tatſache hin⸗ 
reichend 1 daß die Memelländer ſeit elf Jahren, ſeit dem 17. Dezember 1926, 
unter dem Kriegs zuſtand zu leben gezwungen find. Iſt es nicht beſchämend, wenn 
trotz aller litauiſchen Beteuerungen und trotz der international garantierten Autonomie die 
Memelländer heute noch felbft um das primitivſte menſchliche Recht, das des ererbten 
Bodens, einen erbitterten Kampf führen müſſen, wenn die litauiſche Regierung ſämtliche 
reichsdeutſchen Zeitungen, die Berichte über die letzte Proteſtſitzung des memelländiſchen 
Landtags gegen den litauiſchen Bodenraub enthielten, beſchlagnahmen ließ, und wenn der 
halbamtliche „Lietuvos Aidas” die Frage aufwarf, ob denn der memelländiſche Landtag 
überhaupt berechtigt geweſen ſei, ſich mit der Frage des Bodenraubes zu befaſſen! 

Während fie felber das Deutſchtum des Memelgebietes unterdrücken, beklagen ſich die 
Litauer über die Bedrückung, der angeblich ihre Brüder im Wil nagebiet ausgeſetzt 
ſind. Man muß feſtſtellen, daß die polniſchen Behörden gegenüber den Wilnalitauern eine 
bemerkenswerte Toleranz bewieſen haben. Es genügt die Feſtſtellung, daß die Wilna⸗ 
litauer trotz der Spannungen, die zwiſchen den beiden Nachbarn herrſchen, noch eine ganze 
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Reihe ſtaatlicher und privater Schulen befißen, während die polniſche Volksgruppe in Litauen 
ur Zeit ganz ohne eigenes Schulweſen iſt. Die Litauer beklagen ſich über die brutale 

walt gegenüber dem Führer des litauiſchen Komitees im Wilnagebiet, Staſchys, 
der kürzlich unter der Anklage ſtand, die gewaltſame Angliederung des Wilnagebiets an 
Litauen vorbereitet und eine litauiſche Aufſtandsbewegung mit Geldern aus Kauen 
erganifier£ zu haben. Man kann über die Berechtigung dieſer Anklage geteilter Meinung 
ſein. Wenn das polniſche Gericht in Wilna aber Staſchys nur zu einem Jahr Gefängnis 
und 10 000 Zloty Geldſtrafe wegen Deviſenvergehens verurteilte und die Hochverrats⸗ 
klage vorerſt überhaupt fallen ließ, ſo iſt das wirklich — wie man polniſcherſeits erklärte 
— ein mildes Urteil, um fo mehr, wenn man in Betracht zieht, daß das Kauener Kriegs- 
gericht im März 1935 über mehr als 80 Memelländer wegen des gleichen „Deliktes“, wegen 
der angeblichen Vorbereitung eines Aufſtandes zur Abkrennung des Memelgebietes von 
Litauen, langjährige Zuchthausſtrafen und über vier der Angeklagten ſogar die Todes⸗ 
ſtrafe verhängte, und daß ſich noch heute 16 der damals Verurteilten hinter litauiſchen 
Zuchthausmauern befinden. Man kann, wenn man die volkspolitiſche Lage in Memel 
und Wilna und die litauiſche Beurteilung dieſer Lage betrachtet, wohl feſtſtellen, daß der 
litauiſche Rechtsbegriff von einer geradezu verblüffenden Dehnbarkeit iſt. R. B—n. 


Oſtland⸗Chronik 


Prof. Dr. Manfred Laubert 60 Jahre alt 


Prof. Manfred Laubert wurde 
am 4. November 1877 in Frankfurt 
a. Oder geboren, beſuchte dort und in 
Breslau die Schule und ſtudierte in 
Breslau, Berlin, Zürich und Leipzig. 1899 
promovierte er in Berlin als Schüler des 
N Erich Marcks. Nach ſeinem 
injährigen⸗Jahr begann Laubert eine 
große Aktenveröffentlichung über die Ber: 
waltungsgeſchichte der Pro: 
vinz Poſen, deren Fertigſtellung durch 
den Krieg unterbunden wurde, an dem 
Laubert ebenſo wie an den anſchließenden 
Selbſtſchutzkämpfen als Offizier teilnahm. 
Er hatte ſich inzwiſchen in Breslau habili⸗ 
tiert, wo er ſeit dieſer Zeit in Vorleſungen 
und Uebungen die Fragen des deutſchen 
Nordoſtens vertritt. Ueber die Fülle von 
kleineren und größeren Arbeiten wiſſen⸗ 
ſchaftlicher und publiziſtiſcher Art, mit 
denen er den Kampf des deutſchen Volkes 
in der Oſtmark begleitete, gibt eine Zu⸗ 


ſammenſtellung von Lauberts Schüler 
Lattermann ein gutes Bild. Sie iſt in der 
„Deutſchen wiſſenſchaftlichen 
Zeitſchrift für Poſen“ (1937, 


Heft 33) erſchienen und umfaßt die Ver⸗ 
öffentlihungen der letzten zehn Jahre. 


Laubert hat neben dieſer Forſchungs⸗, Lehr⸗ 


und Veröffentlichungstätigkeit und der 
Heranbildung ſo tüchtiger Schüler wie 
Alfred Lattermann und Ilſe Schwidetzky, 
die Augen auch vor den praktiſchen Er⸗ 
forderniſſen der deutſchen Oſtaufgaben 
nicht verſchloſſen. In zahlloſen Verſamm⸗ 


lungen und Beſprechungen hat er an ihrer 
Erfüllung zu einer Zeit aktiv mitgearbeitet, 
wo er mit einem ſolchen Einſatz noch recht 
allein ſtand, und für ſein mannhaftes 
Eintreten auf äußeren Beifall kaum 
rechnen durfte. Man kann deshalb dieſem 
alten Vorkämpfer des deutſchen Dft- 
gedankens aufrichtig danken, und an die 
uten Wünſche, die ihm ſeine Schüler, 
e und Mitarbeiter zu ſeinem 60. Ge⸗ 
burtstag widmen, ſchließt ſich die Hoffnung 
auf ſeine weitere fruchtbare Arbeit. B. 


Deutſche Schulnot in Friedenshütte 


Für die ganz bewußte und ſyſtematiſche 
Vernachläſſigung des deutſchen Schul⸗ 
weſens durch die polniſchen Behörden bieten 
die Zuſtände an der öffentlichen 
Minderheitsſchule mit deut- 
fher Unterrichtsſprache in 
Friedenshütte ein anſchauliches Bei- 
ſpiel: Dieſe Schule wird von 121 deutſchen 
Kindern beſucht. Vor einiger Zeit wurde 
der feit zehn Jahren an diefer Schule 
tätige deutſche Lehrer Schmidt 
plötzliche ntlafſen. Seitdem ſteht den 
121 deutſchen Schülern nur noch eine 
deutſche Lehrkraft zur Verfügung. 
Es ift zwar für den entlaſſenen deuffchen 
Lehrer ein anderer eingeſtellt worden; aber 
das iſt ein Pole, der weder die deutſche 
Sprache, in der er unterrichten ſoll, ge⸗ 
nügend beherrſcht, noch irgendwelche Nei- 
gung verrät, die völkiſche Zugehörigkeit 
Peiner Schüler zu reſpektieren. Außerdem 
iſt er, was unzuläſſig iſt, auch noch als 
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Lehrkraft in der polniſchen Schule be- 
ſchäftigt. Bis vor kurzem war die deut⸗ 
ſche Schule in drei Klaſſenräumen unter⸗ 
gebracht. Mitte November wurde ihr 
ein Klaſſenzimmer entzogen, 
ſo daß die 121 deutſchen Kinder ſeitdem in 
zwei Räumen zuſammengepfercht ſind. 


Hetzkundgebung verboten 


Am 8. Dezember ſollte in Warſchau eine 
Verſammlung unter der Parole „Dan: 
zig — Polens lebens wichtigſtes 
Problem“ ſtattfinden. In dieſer Ver⸗ 
ſammlung ſollten der ehemalige diploma⸗ 
tiſche Vertreter Polens in Danzig, Dr. 
Strasburger, und ein bekannter deutſch⸗ 
feindlicher Publiziſt, Prof. Stronſki, 
ſprechen. Unter Hinweis auf die deutſch⸗ 
polniſchen Beziehungen wurde die Ver⸗ 
ſammlung vom Staatskommiſſar für die 
Stadt Warſchau verboten. Es dürfte 
das erſte Mal ſein, daß ſich die polniſchen 
Behörden dazu aufgerafft haben, der unab⸗ 
läſſigen Hetze gegen das deutſche Danzig 


einen Riegel vorzuſchieben. Eine 
Schwalbe macht noch keinen 
Sommer! 


Deutſche Theatervorſtellungen in Königs- 
hütte unmöglich gemacht 


Vor einiger Zeit wurden die Räume des 
deutſchen Hotels „Graf Reden“ in Königs⸗ 
hütte polizeilich geſchloſſen. Damit wurden 
nicht nur die deutſchen Organiſationen der 
Stadt ihres zentralen Verſammlungsheimes 
beraubt, ſondern auch die deutſchen 
Theatervorſtellungen in Königshütte un⸗ 
möglich gemacht. Die deutſchen Organi⸗ 
ſationen verſuchten ſich zunächſt dadurch zu 
helfen, daß ſie die Theateraufführungen in 
die Turnhalle der deutſchen 
Eichendorffſchule verlegten. An⸗ 
fang Dezember aber verbot die Schul⸗ 
abteilung der Kattowitzer Wojewodſchaft 
„aẽns hygieniſchen Gründen“, dieſe Turn⸗ 
halle als Theaterſaal zu benutzen, ſo daß 
bereits die für den 5. Dezember vorge: 
ſehene Aufführung abgeſagt werden mußte. 


Dr. h. e. Grazynſki 


Am 8. Dezember wurde in feierlicher 
Sitzung dem Wojewoden Grazynſki 
von der Krakauer Bergakademie 
der Ehrendoktortitel verliehen. An der 
Feierlichkeit nahmen die Vertreter der Be⸗ 
hörden mit Miniſter Roman an der Spitze 
teil. Grazynſki wurde das Diplom des 
„Ehrendoktors der techniſchen 
Wiſſenſchaften“ überreicht und zwar 
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Teil 


„für hervorragende Verdienſte auf dem 
Gebiete der Feſtigung des Polentums in 
Schleſien“, fol wohl heißen: „auf dem 
Gebiete der Verdrängung des Deutſch⸗ 


tums“. 
„Attentate“ 


Vor dem Kattowitzer Bezirksgericht 
hatte ſich ein ehemaliger Polizeibeamter 
namens Vincenz Waniek zu verant- 
worten. Er ſtand unter der Anklage, vor 
einiger Zeit einen Anſchlag auf den 
Wojewoden Grazynſki geplant zu 
haben. Die Ausſagen des Angeklagten 
waren ſo wirr, daß das Gericht beſchloß, 
ihn für mehrere Wochen zwecks Beobach⸗ 
tung feines Geiſteszuſtandes in einer Heil- 
anſtalt unterbringen zu laſſen. Waniek 
war früher Vorſitzender des Verbandes 
der polniſchen Abſtimmungskämpfer. Db 
er zur Zeit der Abſtimmung ſchon geiſtes⸗ 
krank war, wird ſich kaum noch einwand⸗ 
frei feſtſtellen laſſen. — Der Leiter des 
„Verbandes Junges Polen“, Rutkowſki, 
ließ vor einiger Zeit in der Preſſe die 
Nachricht verbreiten, daß auf ihn ein 
Attentat verübt worden ſei. Auffällig war 
von vornherein, daß Rutkowſki den Vorfall 
erſt einige Tage, nachdem er ſich ereignet 
haben follte, bekanntgab, und daß der 
Vorfall, der ſich um die Mittagszeit auf 
einer ziemlich beliebten Straße abgeſpielt 
haben ſollte, von niemandem außer von 
Rutkowſki ſelber bemerkt worden war. 
Die Nachforſchungen der Polizei verliefen 
im Sande 


Gotengrab in der Neideniederung 


In der Neideniederung öſtlich von 
Pilgramsdorf und unweit Neidenburgs 
wurde vor einiger Zeit ein für die Kenntnis 
der oſtpreußiſchen Vorgeſchichte bedeutſamer 
Fund gemacht. Bei der Ulnterſuchung 
dreier künſtlich aufgeſchütteter Hügel 
wurden in einem dieſer Hügel die Fun⸗ 
damente eines Totenhauſes ent⸗ 
deckt. Vier ſtarke Nadelholzſtämme, kunſt⸗ 
voll ineinander verfalzt, bilden einen recht⸗ 
eckigen, 2,30 mal 3,20 Meter großen 
Rahmen, in den ſeitlich dicke Bohlen als 
Fußboden eingenutet ſind; auch die Wand⸗ 
bohlen und die vier Eckpfoſten ſind zum 
noch erhalten. Offenbar iſt das 
Totenhaus ein getreues Abbild 
eines altgermaniſchen Wohn⸗ 
hauſes geweſen. Darüber haben ſeine 
Erbauer eine ſchützende Steinpackung ge⸗ 
deckt und einen Hügel aus Erde geſchüttet. 
Während die Fundamente des Hauſes, die 
im feuchten Untergrund liegen, noch gut 


erhalten find, ift das Dach wohl unter dem 
Erddruck zuſammengeſunken. Auch deutet 
der Zuſtand des Hügels darauf hin, daß er 
ſchon vor langem einmal von Schatz⸗ 
gräbern heimgeſucht worden ift. Einige 
ſilberne und bronzene Schnallen, ein 
ſchwerer goldener Armreif, mehrere römi⸗ 
ſche Münzen, eine römiſche Glasſchale, ein 
Spielſtein aus ſchwarzem Glasfluß, ein 
viereckiger Holzrahmen, der zu einem 
Spielbrett gehört haben mag, ein ge⸗ 
drechſelter Stuhlknauf, ein vollſtändig 
erhaltener Truhendeckel, Stoffreſte aus 
Schafwolle und andere Gegenſtände aus 
Metall und Holz ſind durch die Grabung 
zu Tage gefördert worden. Die Prüfung 
der in dem Hügel gefundenen Gegenſtände 
hat mit Sicherheit ergeben, daß dort vor 
anderthalb Jahrtauſenden ein 
gotiſcher Fürſt beigeſetzt worden 
ift. Es ift das erſte Mal, daß man in 
Oſtpreußen in germaniſchen Gräbern die 
Reſte eines Totenhauſes in fo guter Er: 


haltung gefunden hat. Der Fund iſt mit 
dem vandaliſchen Fürſtengrab von Sakrau 
bei Breslau zu vergleichen. Seine Bedeu⸗ 
tung beſteht darin, daß er von neuem die 
Anweſenheit germaniſcher Stämme 
in Oſtpreußen während der 
erſten Jahrhunderte nach der 
Zeitenwende beweiſt. Die Frei⸗ 
legung des zweiten Grabhügels iſt noch im 
Gange. Der dritte Hügel wird in ſeinem 
gegenwärtigen Zuſtand belaſſen. In der 
Grube des freigelegten Hügels ſoll ein 
Modell des Totenhauſes aufgebaut werden. 
Das Wäldchen, in dem zwei der Grabhügel 
liegen, ſoll zu einer würdigen Ge⸗ 
denkſtätke ausgebaut werden. Nicht 
weit von der Grenze des gegen den Willen 
ſeiner Bevölkerung vom deutſchen Mutter⸗ 
lande getrennten Soldauer Länd⸗ 
chens ſoll dieſe Grabſtätte eines gotiſchen 
Fürſten daran erinnern, daß dieſes Land 
ſchon vor Jahrtauſenden ger: 
maniſcher Heimatboden war. 


Bücher über den Oſten 


Breſt⸗Litowſk. Beginn und Folgen des 
bolſchewiſtiſchen Weltbetruges. Von Theodor 

röger. Verlag Ulllſtein, Berlin 1937. 
323 Seiten. 29 Aufnahmen. — Das neue 
Buch des Rußlanddeutſchen Kröger iſt eine ge⸗ 
ſchichtliche Reportage. Er bringt Licht in die 
Umſtände, die zum Frieden von Breſt⸗Litowſk 
im Februar 1918 führten. Die Bolſchewiſten 
brauchten den äußeren Frieden, um ſich im 
Innern an der Macht behaupten zu können. 
Das Deutſche Reich mußte die Gelegenheit, zu 
einem militäriſchen Abſchluß im Oſten zu 
gelangen, ergreifen, um Truppen für die Ent⸗ 


ſcheidung im Weſten freizubekommen. Auf 
bolſchewiſtiſcher Seite dachte man niemals 
daran, dieſen Frieden zu achten, und auf 


deutſcher Seite war man ſich darüber im Klaren, 
daß die Entſcheidung im Oſten mit dem Frieden 
von Breſt⸗Litowſk noch nicht gefallen war. Es 
war eine tragiſche Situation, der Deutſchland, 
die belagerte Feſtung, aber nicht ausweichen 
konnte. Krögers Buch gibt einen guten Ein⸗ 
blick in die Quertreibereien der bolſchewiſtiſchen 
Machthaber und Unterhändler, vor allem des 
Juden Trotzki⸗Bronſtein. Sein Bericht ſtützt ſich 
auf politiſche und wiſſenſchaftliche Werke, 
Augenzeugenberichte, Tagebuchaufzeichnungen 
nam. 
den Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk. Im letzten 
Drittel des Buches iſt dann von den Rück⸗ 
wirkungen des Friedensſchluſſes auf den Gang 
der militäriſchen und politiſchen Ereigniſſe im 
Weſten und Oſten die Rede: Während Deutſch⸗ 
land bis zum bitteren Ende durchhielt, ging der 
Bolſchewismus zum Angriff über. Das Ziel 


Er entwirft ein anſchauliches Bild von, 


dieſes Angriffs wor Deutſchland, denn Lenin 
erkannte ſehr gut, daß ſich an Deutſchland das 
Geſchick des Bolſchewismus entſcheidet. Die in 
dem Buch behandelten Ereigniſſe liegen jetzt 
gerade 20 Jahre zurück. Was damals geſchah, 
wirkt heute noch fort. So kann man das Buch 
als eine aktuelle politiſche Schrift nn 

r K. 


Von Berlin nach Danzig. Eine Künſtler⸗ 
fahrt im Jahre 1773. Von Daniel Cho⸗ 
dowiecki. Herausgegeben von Wolfgang 
von Oettingen. Inſel-Verlag, Leipzig 1937. 
120 Seiten. In Schutzkarton. — Ser fehr 
geſchmackvoll ausgeſtattete Band enthält 100 
Bilder, die Chodowiecki auf feiner Reife von 
Berlin nach Danzig hergeſtellt hat und deren 
Originale ſich in der Staatlichen Akademie 
der Künſte in Berlin befinden. Chodowiecki, 
der 1726 als Sohn eines reichen Getreide⸗ 
händlers und einer Schweizerin in Danzig ge⸗ 
boren wurde, iſt der einzige Berliner Künſtler 
des 18. Jahrhunderts, deſſen Werke ſeine Zeit 
überdauert haben. Es iſt nicht nur der künſt⸗ 
leriſche Wert ſeiner Bilder, der die Neuausgabe 
rechtfertigt, ſondern auch die Tatſache, daß die 
Bilder in ihrer realiſtiſchen Auffaſſung und 
Wiedergabe der Gegenſtände und Perſonen von 
kulturhiſtoriſcher Bedeutung ſind. So ſehr daher 
die neuerliche Veröffentlichung zu begrüßen iſt, 
fo unerfreulich, unüberlegt. und unſachlich find 
einige Sätze, die der Herausgeber, Wolf 
gang von Oettingen, in feinem Vor: 
wort über die Zuſtände in Danzig zur Zeit der 
Befreiung Weſtpreußens von der polniſchen 
Fremdherrſchaft durch Friedrich den Großen 
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ſchreibt. Es wäre auch einem Kunſthiſtoriker 
wie von Oettingen ein Leichtes geweſen, ſich 
an Hand eines brauchbaren Geſchichtswerkes 
davon zu überzeugen, daß Danzig weder damals 
noch zu irgendeiner anderen Zeit „ein inter⸗ 
nationales Gepräge“ getragen hat, daß der 
polniſche Adel niemals irgendwelche politiſchen 
Aemter in dieſer deutſchen Stadt bekleidet hat, 
daß der Fürſt⸗Primas von Polen niemals in 
Danzig reſidiert hat uam. So intereſſant und 
genußreich die Bilder Chodowieckis find, fo 
ſchwer fällt es wegen dieſer unſinnigen Be⸗ 
hauptungen des Herausgebers über Danzig 
Vale Ruh, webohnltlan zu FRN. DS. 


Volk und Boden. Ein Wegweiſer durch die 
deutſche Volksgeſchichte auf geopolitiſcher 
Grundlage 1648—1815. Von Hermann Drey⸗ 
haus, Erich L. Schmidt und Arnold 
Hillen Ziegfeld. Verlag Weſtermann, 
Braunſchweig und Berlin 1937. Preis Leinen 
4,80 RM. — Der vorliegende zweite Band des 
auf drei Bände berechneten Werkes umfaßt die 
Zeit vom Weſtfäliſchen Frieden bis zum Wiener 
Kongreß. Die Verfaſſer haben ſich bemüht, 
die geopolitiſchen und völkiſchen Kräfte als die 
treibenden und geſtaltenden Elemente der deut⸗ 
ſchen Geſchichte ſtärker hervortreten zu laſſen, 
als es in den Schulgeſchichtsbüchern der ver⸗ 
angenen Zeit der Fall zu fein pflegte. Gerade 
für die im vorliegenden Band behandelte Zeit 
der ſtaatlichen tomifierung des deutſchen 
Volkes iſt dieſe Betrachtungsweiſe von be⸗ 
fonderer Bedeutung und geeignet, die Aufmerk⸗ 
fanıkeit auf die Kräfte zu lenken, die fid) auf 
o ſt deutſchem Volksboden anſchickten, die Zu⸗ 
kunft des deutſchen Volkes politiſch neu zu 
geſtalten. Die Gliederung des Stoffes iſt 
überſichtlich, die zahlreichen Verweiſungen er⸗ 
leichtern die Benutzung des Buches, die Berück⸗ 
ſichtigung der die deutſche Entwicklung berühren⸗ 
den Ereigniſſe fremder Staaten und Völker 
ſtellen das deutſche Geſchehen in den Rahmen 
der Weltgeſchichte hinein. Beſonders wertvoll 
ift im Vergleich zu anderen Schülgeſchichts⸗ 
büchern die reiche Ausſtattung mit Karten⸗ 
ſkizzen, die A. Hillen Ziegfeld, einer der beſten 
Könner auf dieſem Gebiete, gezeichnet hat. Eine 
Zeittafel erleichtert den Ueberblick. Der An⸗ 
hang enthält über 30 Abbildungen. Dr. K. 


Der Poet des Kaiſers. Ein Chriſtian 
Günther Roman. Von Heinrich Koig. 
Verlag Hans von Hugo und Schlotheim, 
Berlin 1937. 319 Seiten. — Ein kurzes 
und leidenſchaftliches Leben, das berufen war, 
einer neuen Zeit die Bahn zu brechen, wird 
in dieſem Roman von Koitz geſchildert, der 
ſich auf die neueſten literaturgeſchichtlichen 
gorfhungen ſtützt. Chriſtian Gunther aus 
Striegau in Schleſien ſtand als Dichter und 
Menſch auf der Schwelle zwiſchen der von 
äußeren Formen überwucherten, noch vom 
Mittelalter überdüſterten und innerlich per- 
logen gewordenen Zeit des Barock und dem be⸗ 
ginnenden Zeitalter der Aufklärung. Er durch⸗ 
lebte im Laufe weniger Jahre, die er als 
Student in Wittenberg, Leipzig und Jena und 
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als ruhelos gehetzter Wanderer in den ſchleſi⸗ 
ſchen Städten zubrachte, den ganzen, tiefen 
Zwieſpalt eines ſeiner Zeit vorausdenkenden 
und vorausfühlenden genialen Menſchen. Von 
ſeinem Vater verſtoßen, von ſeinen Neidern und 
Feinden verfolgt, von dauernder Armut gequält 
und von einem ſchweren Leiden gepeinigt, wurde 
er doch einer der bedeutendſten Dichter, die das 
ſchleſiſche Land dem deutſchen Volke geſchenkt 
hat. Heinrich Koitz hat die ſchöne Aufgabe, 
dieſen Menſchen und Dichter der Gegenwart 
nahe zu bringen, gelöſt. Dr. K. 


Eichendorff und ſeine Freunde. Ideen um 
die deutſche Nation. Von Oskar Köhler. 
Herder u. Co. Verlagsbuchhandlung, Frei⸗ 
burg i. B., 1937 107 Seiten. 8 Bildtafeln. 
Preis Pappe 2,40 RM. — Köhler hat dieſe 
Studie über den oberſchleſiſchen Dichter Joſeph 
von Eichendorff den weiteren Rahmen einer 
Betrachtung über die Bedeutung der Romantik 
für die Wiedererweckung des deutſchen Volks⸗ 
gedankens gegeben. Er zieht eine Reihe der 
geiſtig führenden Männer jener Zeit, die zum 
Freundeskreiſe Eichendorffs gehörten, in den 
Kreis ſeiner Betrachtung ein, Graf Loeben, 
Joſeph Görres, Friedrich Schlegel, Friedrich 
von Raumer, Theodor von Schön und Karl 
Friedrich von Savigny, Dichter, Gelehrte und 
Verwaltungsbeamte, Süddeutſche und Preußen, 
Katholiken und Proteſtanten. Eichendorff iſt 
Dichter und Beamter zugleich geweſen, er hat 
in ſich ſelber den Gegenſatz zwiſchen Katholik 
und Proteftant, zwiſchen Norddeutſch und Gd- 
deutſch überwunden. Er iſt als eine innerlich 
ausgeglichene Perſönlichkeit ein Vertreter jener 
volksbezogenen Romantik geweſen, die aus der 
Geſchichte der deutſchen Volkswerdung nicht 
fortzudenken iſt. Manche Gedanken, die er 
ausgeſprochen hat, ſind erſt nach Generationen 
Wirklichkeit geworden. Dr. K. 

Die Marienburg. 32 Bilder. Text von 
Joſeph von Eichendorff. Verlag „Der 
Eiſerne Hammer“, Karl Robert Langewieſche, 
Königſtein i. T. und Leipzig 1937. 64 Seiten. 
Preis 1,20 RM. — In 32 Bildtafeln werden 
in dieſem Heft Innen⸗ und Außenanſichten 
von der Marienburg, dem Haupthauſe des 
Deutſchen Ordens, gezeigt. Der Gegenſtand der 
Darſtellung iſt zu bekannt und der Verlag 
ſteht durch ſeine zahlreichen Bildbücher in einem 
zu guten Ruf, als daß es ‚notwendig wäre, 
noch viel empfehlende Worte über die ſes Heft 
u ſagen. Es war ein guter Gedanke, den 
Bildern als Begleittext die Denkſchrift des ober⸗ 
ſchleſiſchen Dichters Eichendorff voranzuſtellen, 
die dieſer unter dem Titel „Die Wiederher⸗ 
ſtellung des Schloſſes der deutſchen Ordens⸗ 
ritter zu Marienburg“ im Jahre 1844 auf 
Veranlaſſung des damaligen Oberpräſidenten 
von Schön verfaßt hat. Dr. K. 

Oſtpreußen in ſchönen Bildern. 46 Bild⸗ 
„ „Der Eiſerne Hammer”, Karl 
Robert Langewieſche, Königſtein i. T. und 
Leipzig 1937. 48 Seiten. Preis 1,20 RM. 
— Den Bildern, die ausgeſuchte und charakte⸗ 
riſtiſche Motive aus Oſtpreußen wiedergeben, 


ift ein kurzer in Geſchichte, Landes Volks⸗ und 
Wirtſchaftskunde der Provinz einführender Text 
vorangeſtellt. Städte, Burgen und Dörfer, 
Nehrung, Haff und Niederung, Maſuren, 
Ermland und Oberland, Dome und Dorfkirchen, 
Bürgerbauten und Bauernhäuser geben in guten 
Reproduktionen einen Einblick in die Stein 
gewordene Vergangenheit und den landſchaft⸗ 
lichen Reichtum dieſes deutſchen Bollwerks im 
Oſten. Dr. K. 


Sagen aus der Grenzmark Poſen⸗Weſt⸗ 
preußen. Auswahl und Zuſammenſtellung von 
Richard Sprockhoff. A. W. Zickfeldt 
Verlag, Oſterwieck (Harz) und Berlin 1937. 
33 Seiten. Preis geheftet 0,40 RM. — 
54 Sagen aus allen Teilen der Grenzmark hat 
der Bearbeiter in dieſem Heft zuſammengeſtellt. 
In vielen von dieſen Sagen ſchimmert der 
Hintergrund eines geſchichtlichen Ereigniſſes 
durch. Die Sagen ſind verſchiedenen anderen 
Sammlungen, heimatkundlichen Schriften uſw. 
entnommen. Einige erläuternde Bemerkungen 
über den Urſprung der aufgezeichneten Sagen, 


ihre Beziehungen zum Sagenſchatz anderer 
deutſcher Landſchaften uſw. wären nützlich 
geweſen. Dr. K. 

Deutfch:öfterreichifches Soldatentum im 
Weltkrieg. Von Carl von Bardolff. 


Eugen Diederichs Verlag, Jena 1937. 42 Gei- 
ten. Preis kartoniert 0,90 RM. — Dieſe 
Studie iſt in der Reihe „Oeſterreichiſchdeutſche 
Schriften“ erſchienen. Der Verfaſſer, zu 
Beginn des Krieges zum Kommandeur der 
k. u. k. 29. Infanteriebrigade ernannt, hat es 
ſich zur Aufgabe gemacht, den Reichsdeutſchen 
die Eigenarten und Schwierigkeiten, denen die 
öſterreichiſch-ungariſche Armee im Weltkriege 
gegenüberſtand, verſtändlich zu machen. Die 
Grundtatſache, von der jede Wertung und jedes 
Verſtändnis der verbündeten Armee ausgehen 
muß, iſt die, daß dieſe Armee nicht ein national 
einheitliches Gebilde war, ſondern zu 25 v. H. 
aus Deutſchen, zu 23 v. H. aus Madjaren, 
zu 13 v. H. aus Tſchechen, zu 4 v. H. aus 
Slowaken, zu je 8 v. H. aus Polen und 
Ukrainern, zu 9 v. H. aus Serbokroaten, zu 
7 v. H. aus Rumänen und zu 1 v. H. aus 
Italienern beſtand. Es kam hinzu, daß ſich aus 
der komplizierten verfaſſungsrechtlichen Kon⸗ 
ſtruktion der Doppelmonarchie große Schwierig⸗ 
keiten im organiſatoriſchen Aufbau und bei der 
finanziellen Unterbauung der Wehrmacht er⸗ 
gaben, daß infolgedeſſen die Armee zu Beginn 
des Krieges weder hinſichtlich ihres Mann⸗ 
ſchaftsbeſtandes, noch in Bezug auf ihre tech⸗ 
niſche Ausrüſtung auf der Höhe war. Von 
dieſen Tatſachen ausgehend berichtet der Ver⸗ 
faſſer dann über die bewundernswerten 
Leiſtungen der alpen und 
Truppenteile, die militäriſch und moraliſch das 
Rückgrat dieſer Armee bildeten und in Gali 
ien und in den Karpaten, in Tirol und am 
ſonzo Leiſtungen vollbrachten, die jeden 
See pötter über den „Kamerad 
ſchnürſchuh“ aufs tiefſte beſchämen müſſen. 
Daß hier von einem deutſchöſterreichiſchen 


ſudetendeutſchen. 


Feldherrn freimütig und dankbar die kamerad⸗ 
ſchaftliche und, trotz mancher örtlicher Rei: ' 
bungen, gute Zuſammenarbeit der reichs⸗ 
deutſchen und öſterreichiſchen Stäbe feſtgeſtellt 
wird, iſt zu begrüßen. Dr. K. 

Die Voölkergeſchichte der Vorzeit Oft- 
deutſchlands und ſeiner Nachbarſtaaten im aus⸗ 
ländiſchen Licht. Von Bolko Freiherr 
von Richthofen. In: „Hiſtoriſche Beit 
ſchrift“, Band 154, Heft 3. 45 Seiten. Verlag 
von R. Oldenbourg, München 1937. — In 
dieſem Aufſatz gibt der bekannte Vorgeſchichts⸗ 
forſcher einen guten Ueberblick über die vielfach 
von politiſchen Abſichten geleiteten Theſen der 
oſteuropäiſchen Vorgeſchichtsforſchung über die 
vorgeſchichtliche Befiedlung Oſtdeutſchlands und 
der öſtlichen Staaten. Es werden die nam⸗ 
hafteſten Wiſſenſchaftler der Tſchecho⸗Slowakei, 
Polens, Litauens, Eſtlands, Lettlands und 
Sowjetrußlands, die auf ihrem prähiſtoriſchen 
Fachgebiet mit antideutſchen Theſen hervor⸗ 
getreten ſind, behandelt. Unter dieſen Wiſſen⸗ 
ſchaftlern nehmen die bolſchewiſtiſchen inſofern 
eine beſondere Stellung ein, als ſie grundſätzlich 
die wiſſenſchaftlichen Arbeitsmethoden der euro⸗ 
päiſchen Vorgeſchichtsforſchung ablehnen und die 
Verſchiedenheit der Kulturen nicht aus dem 
Wechſel der Völker in den einzelnen Räumen, 
ſondern aus dem Entſtehen und Vergehen geſell⸗ 
ſchaftlicher Klaſſen ableiten wollen. r K. 


Der Bodenſeher. Von Ludwig Finckh. 
Verlag Deutſche Verlags anſtalt Stuttgart und 
Berlin. 200 Seiten. Preis Leinen 4,50 RM. 
— Der ſchwäbiſche Dichter hat in feiner Er⸗ 
zählung Menſchen und Landſchaft um Reut⸗ 
lingen in ſeiner heimatgebundenen, lebensnahen 
Art dargeſtellt. Familienſchickſal und Land⸗ 
ſchaft werden mit einer Innigkeit und Klarheit 
aufgezeichnet, wie man fie in den wertvollſten 
Werken deutſcher Dichtung findet. Dieſe Er⸗ 
zählung, die 1914 bereits geſchrieben iſt, hat in 
der Zwiſchenzeit ſicherlich nichts von dem Reiz 
der Darſtellung verloren. Trotz des grund⸗ 
legenden Umbruchs, den wir erlebt haben, ſind 
die Gedankengänge des Dichters, ſoweit ſie aus 
dem Rahmen der eigentlichen Heimaterzählungen 
herausfallen, auch für die heutige Zeit lehrreich 
und intereſſant. Jeder Leſer dieſer Erzählung, 
die inzwiſchen eine Auflage von beinahe 50 000 
erreicht hat, empfindet auf jeder Seite die Herz. 
lichkeit, die den Dichter mit feiner ſchwäbiſchen 
Heimat verbindet. K.⸗M. Benninghaus. 

Jahrbuch des Reichsarbeitsdienſtes 1937/38. 
Herausgegeben von Oberarbeitsführer Mül⸗ 
ler⸗Brandenburg unter Mitarbeit zahl⸗ 
reicher Führer des Reichsarbeitsdienſtes. Volk 
und Reich Verlag, Berlin 1937. 142 Seiten 
mit zahlreichen Karten. 24 Bildtafeln. — 
Der vornehm und gediegen ausgeſtattete 
2. Jahrgang dieſes interefjanten Jahrbuches ver: 
mittelt einen vielſeitigen Einblick in Aufbau, 
Aufgabe und Tätigkeit des Reichsarbeitsdienſtes. 
In mehreren Beiträgen wird über die geſetz⸗ 
lichen Grundlagen und das innere Rechtsweſen, 
über die Erziehungs⸗ und Schulungsarbeit des 
RAD. berichtet. An einigen Beifpielen (Oſt⸗ 
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preußen, Harzgewinnung, Niers⸗Kultivierung, 
Adyer:Kend und Pfinz⸗Saalbach⸗Korrektion, 
Spreewald- Kultivierung) wird die Tätigkeit des 
RAD. im Dienſte des Vierjahresplanes 
und bei der Sicherung der Ernährungsgrund— 
lage des deutſchen Volkes veranſchau⸗ 
licht. Es wird weiter ein lleberblick über 
den Arbeitsdienſt in fremden Staaten ge⸗ 
Das Jahrbuch gibt ſchließlich die Reden 
des 5 und des Reichsarbeitsführers vor 
den Arbeitsdienſtmännern auf den Parteitagen 
1935 und 1936, ſowie die Feierſtunde des 
RAD. auf dem Parteitag 1936 wieder. Es legt 
für Bedeutung und Leiſtung des RA D., dieſer 
Schule der Nation, beredtes Zeugnis ab. Dr. K. 

Athenaion⸗ Kalender „Kultur und Natur“ 
1938. Aus allen Gebieten der Wiſſenſchaft, 
der Kunſt und des Lebens ſind die 183 Ab⸗ 
bildungen dieſes bekannten Kalenders ent⸗ 
nommen. Neben einem umfangreichen Ver⸗ 
zeichnis von Gedenktagen enthält jedes Blatt 
kleine Eſſays, von Gelehrten, Künſtlern uſw. 


verfaßt, ferner Sprichwörter, Reime und 
Wetterregeln. (Akademiſche Verlagsgeſellſchaft 
Athenaion, Potsdam. Preis 1,95 Rom.). 


Der im 10. Jahrgang erſcheinende Oſtprcußen 
Kalender 1938 bringt auf 64 Blatt gute 
Reproduktionen von Photos oſtpreußiſcher 
Landſchaften, Städte und Dörfer, ſowie Wieder⸗ 
gen von Werken oſtpreußiſcher Künſtler. 
edes Blatt bringt außerdem Auszüge aus 
Büchern und Verſe oſtpreußiſcher Schriftſteller 


— Kalender der Auslandsdeutſchen 1938. Der 
vom Deutſchen Ausland-Inſtitut in 
Stuttgart herausgegebene und in dieſem 
Jahre erſtmalig im Volk und Reich Verlag 
erſcheinende Kalender iſt in erſter Linie für die 
deutſchen Volksgenoſſen im Ausland beſtimmt, 
wendet ſich aber nicht minder auch an die Deut⸗ 
ſchen im Reich. Auf etwa 120 Blatt berichtet 
er in Bild und Wort vom Leben der Deutſchen 
in aller Welt, von den Kundgebungen der 
Deutſchen in den Vereinigten Staaten und dem 
deutſchen Schulweſen in Venezuela ebenſo wie 
vom deutſchen Koloniftentum in Mittelpolen, 
von der Hungersnot im deutſchen Wolgagebiet, 
von den deutſchen Trachten Siebenbürgens und 
vielem anderen mehr! Die meiſten deutſchen 
Siedlungsgebiete der Erde ſind durch charakte⸗ 
riſtiſche Bilder vertreten. Knapp gehaltene 
Texte unterrichten jeweils über das in den 
Bildern Gezeigte und Literaturhinweiſe regen 
zu eingehender Beſchäftigung mit den in den 
Bildern berührten volksdeutſchen Fragen an. 
Einzelne Bilder, die vom nationalſozialiſtiſchen 
Aufbau Zeugnis ablegen, ſchlagen die Brücke 
Brücke von draußen zum Mutterland. (Volk 
und Reich Verlag, Berlin. Preis 3,— RM.). 
— Deutſcher Reichspoſt· Kalender 1938. Auf 
126 Blättern wird in dieſem Kalender von der 
vielſeitigen Arbeit der Deutſchen Reichspoſt im 
Dienſte des Staates und der Volksgemeinſchaft 
erzählt. Kurze Texte, viele praktiſche Rat⸗ 
ſchläge, Gedenktage uſw. füllen neben den zahl⸗ 


reichen Bildern die Blätter. Im Anhang die 


und Dichter. Für jeden Freund dieſes ſchönen 

Landes iſt der Kalender ein treuer Begleiter Poſtgebühren. (Herausgegeben mit Unterſtützung 
durch den Lauf des Jahres. (Verlag 25 des Reichs poſtminiſteriums. Konkordia⸗Verlag 
und Unger, Königsberg / Pr. Preis 2,50 RIM Reinhold Rudolph, Leipzig.) 
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